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Niedersächsisches Gesetz
zur Ausführung des Gesetzes über die

psychosoziale Prozessbegleitung im Strafverfahren
(Nds. AG PsychPbG)*)

Vom 15. Dezember 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1

Anerkennung als psychosoziale Prozessbegleiterin
oder psychosozialer Prozessbegleiter

(1) Als psychosoziale Prozessbegleiterin oder psychosozia-
ler Prozessbegleiter wird auf schriftlichen Antrag von der zu-
ständigen Stelle anerkannt, wer

1. einen Hochschulabschluss im Bereich Sozialpädagogik,
Soziale Arbeit, Pädagogik oder Psychologie oder eine abge-
schlossene Berufsausbildung in einem dieser Bereiche be-
sitzt,

2. eine nach § 8 anerkannte Aus- oder Weiterbildung abge-
schlossen hat,

3. eine mindestens zweijährige praktische Berufserfahrung in
einem der in Nummer 1 genannten Bereiche hat,

4. über die notwendige persönliche Qualifikation verfügt, ins-
besondere über Beratungskompetenz, Kommunikations- und
Kooperationsfähigkeit, Konfliktfähigkeit, Belastbarkeit sowie
organisatorische Kompetenz,

5. die erforderliche persönliche Zuverlässigkeit besitzt, und

6. bei einer juristischen Person des privaten oder öffentlichen
Rechts, die psychosoziale Prozessbegleitung gemäß den in
der Verordnung nach § 11 festgelegten Qualitätsstandards
anbietet, beschäftigt ist oder in vergleichbarer Weise Ge-
währ für eine kontinuierliche und qualitativ gesicherte Be-
rufsausübung bietet.

(2) Mit dem Antrag auf Anerkennung sind Nachweise vor-
zulegen, aus denen sich ergibt, dass die Anerkennungsvoraus-
setzungen vorliegen, und eine Erklärung, dass nach § 30 a des
Bundeszentralregistergesetzes ein erweitertes Führungszeug-
nis zur Vorlage bei der zuständigen Stelle beantragt worden
ist.

(3) 1Die Anerkennung ist auf höchstens fünf Jahre zu befris-
ten. 2Endet die Anerkennungsfrist während eines Verfahrens,
in dem die psychosoziale Prozessbegleiterin oder der psycho-
soziale Prozessbegleiter beigeordnet worden ist, so bleibt die
Anerkennung insoweit bis zum Abschluss des Verfahrens
wirksam. 3Eine erneute Anerkennung ist möglich.

§ 2

Länderübergreifende Anerkennung

Als anerkannt gilt, wer in einem anderen Bundesland als
psychosoziale Prozessbegleiterin oder psychosozialer Prozess-
begleiter anerkannt ist und diese Tätigkeit nur vorübergehend
und gelegentlich in Niedersachsen ausübt.

*) Dieses Gesetz dient auch der Umsetzung der Richtlinie 2012/29/EU
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012
über Mindeststandards für die Rechte, die Unterstützung und den
Schutz von Opfern von Straftaten sowie zur Ersetzung des Rahmen-
beschlusses 2001/220/JI (ABl. EU Nr. L 315 S. 57) und der Richt-
linie 2005/36/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
7. September 2005 über die Anerkennung von Berufsqualifikationen
(ABl. EU Nr. L 255 S. 22; 2007 Nr. L 271 S. 18; 2008 Nr. L 93 S. 28;
2009 Nr. L 33 S. 49; 2014 Nr. L 305 S. 115), zuletzt geändert durch
den Delegierten Beschluss (EU) 2016/790 der Kommission vom
13. Januar 2016 (ABl. EU Nr. L 134 S. 135).

§ 3

Berufsausübung im Rahmen
des europäischen Dienstleistungsverkehrs

(1) 1Als anerkannt gilt auch, wer nur vorübergehend und
gelegentlich in Niedersachsen als Dienstleisterin oder Dienst-
leister Tätigkeiten als psychosoziale Prozessbegleiterin oder
psychosozialer Prozessbegleiter ausübt und als Staatsangehö-
rige oder Staatsangehöriger eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union

1. zur Ausübung desselben Berufs rechtmäßig in einem die-
ser Staaten niedergelassen ist und

2. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu
dem Beruf in dem Niederlassungsstaat reglementiert ist,
den Beruf in einem oder mehreren Mitgliedstaaten wäh-
rend der vorhergehenden zehn Jahre mindestens ein Jahr
lang ausgeübt hat.

2Satz 1 gilt entsprechend für

1. Staatsangehörige eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder
eines durch Abkommen gleichgestellten Staates und

2. Staatsangehörige eines Drittstaates, die wegen besonderer
persönlicher Merkmale hinsichtlich der Anerkennung von
Ausbildungsnachweisen nach dem Recht der Europäischen
Union gleichzustellen sind.

3Der vorübergehende und gelegentliche Charakter der Tätig-
keiten wird im Einzelfall insbesondere anhand von Dauer,
Häufigkeit, regelmäßiger Wiederkehr und Kontinuität der Tä-
tigkeiten beurteilt.

(2) 1Wer erstmalig eine Dienstleistung nach Absatz 1 in Nie-
dersachsen erbringen will, hat dies der zuständigen Stelle vor-
her schriftlich zu melden, es sei denn, dass sie oder er sich
bereits in einem anderen Bundesland zur Erbringung einer
Dienstleistung nach Absatz 1 gemeldet hat. 2Das Verfahren
kann auch über eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften
des Verwaltungsverfahrensgesetzes und des Niedersächsischen
Gesetzes über Einheitliche Ansprechpartner abgewickelt wer-
den. 3Mit der Meldung sind vorzulegen

1. ein Staatsangehörigkeitsnachweis,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis und

3. ein Nachweis darüber, dass die Voraussetzungen des Ab-
satzes 1 Satz 1 Nrn. 1 und 2 vorliegen und der Dienstleiste-
rin oder dem Dienstleister die Ausübung des Berufs nicht,
auch nicht vorübergehend, untersagt ist.

4Unterlagen, die in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union
oder in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den
Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt oder anerkannt
wurden, können abweichend von Satz 3 auch elektronisch
übermittelt werden. 5Die zuständige Stelle kann sich im Fall
begründeter Zweifel an der Echtheit der nach Satz 4 übermit-
telten Unterlagen und soweit unbedingt geboten an die zu-
ständige Stelle des Staates wenden, in dem die Unterlagen
ausgestellt oder anerkannt wurden, und die Person, die die
Nachweise übermittelt hat, auffordern, beglaubigte Kopien
vorzulegen. 6Beide Maßnahmen hemmen nicht den Lauf der
Frist nach Absatz 4.

(3) 1Ist seit der letzten Meldung ein Jahr vergangen und be-
absichtigt die Dienstleisterin oder der Dienstleister weiterhin,
Tätigkeiten als psychosoziale Prozessbegleiterin oder psycho-
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sozialer Prozessbegleiter auszuführen, so hat sie oder er dies
der zuständigen Stelle mitzuteilen. 2Hat sich die in den bisher
vorgelegten Dokumenten bescheinigte Situation wesentlich
geändert, so hat die Dienstleisterin oder der Dienstleister dies
unter Vorlage der entsprechenden Dokumente zu melden.
3Absatz 2 Sätze 2 und 4 bis 6 gilt entsprechend.

(4) 1Die zuständige Stelle hat der Dienstleisterin oder dem
Dienstleister innerhalb eines Monats nach Eingang der voll-
ständigen Unterlagen mitzuteilen, dass die Erbringung der
Dienstleistungen zulässig und eine Nachprüfung ihrer oder
seiner Berufsqualifikation nicht erfolgt ist. 2Erfolgt die Mittei-
lung nach Satz 1 nicht innerhalb der Frist nach Satz 1, so darf
die Dienstleistung erbracht werden.

(5) Die zuständige Stelle kann einer Person, die nach Absatz 1
als anerkannt gilt, die Erbringung der Dienstleistung als psy-
chosoziale Prozessbegleiterin oder psychosozialer Prozessbe-
gleiter untersagen, wenn diese nicht mehr die Voraussetzun-
gen nach Absatz 1 erfüllt oder sich als persönlich unzuverläs-
sig erwiesen hat.

§ 4

Zusammenarbeit und Amtshilfe

(1) 1Die zuständige Stelle arbeitet in Bezug auf psychosoziale
Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter mit den zuständi-
gen Behörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, der
anderen Vertragsstaaten des Abkommens über den Europäi-
schen Wirtschaftsraum und der durch Abkommen gleichge-
stellten Staaten eng zusammen und leistet diesen Amtshilfe.
2Sie übermittelt auf Ersuchen der zuständigen Behörde eines
dieser Staaten die Daten, die für die Anerkennung oder zur
vorübergehenden und gelegentlichen Berufsausübung erfor-
derlich sind.

(2) 1Die zuständige Stelle unterrichtet die zuständige Behörde
eines in Absatz 1 genannten Herkunfts- oder Niederlassungs-
staates über Sachverhalte, die sich auf die Ausübung des Be-
rufs auswirken können, insbesondere über berufsbezogene
Sanktionen. 2Wird die zuständige Stelle von der zuständigen
Behörde eines der in Absatz 1 genannten Aufnahmestaaten
über einen in Satz 1 genannten Sachverhalt unterrichtet, so
prüft sie die Richtigkeit des Sachverhaltes, befindet über Art
und Umfang der durchzuführenden Prüfungen und unterrich-
tet die zuständige Behörde des Aufnahmestaates über die Fol-
gerungen, die sie aus dem übermittelten Sachverhalt gezogen
hat.

§ 5

Beschwerdeverfahren

(1) Beschwert sich eine Dienstleistungsempfängerin oder
ein Dienstleistungsempfänger bei der zuständigen Stelle über
eine in Niedersachsen erbrachte Dienstleistung, so holt die zu-
ständige Stelle die für das Beschwerdeverfahren erforderli-
chen Informationen bei der zuständigen Behörde des Nieder-
lassungsstaates ein und unterrichtet die Empfängerin oder
den Empfänger der Dienstleistung über das Ergebnis des Be-
schwerdeverfahrens.

(2) Auf Anforderung der zuständigen Behörde eines in § 4
Abs. 1 genannten Staates übermittelt die zuständige Stelle die-
jenigen Informationen über Berufsangehörige, die zur Durch-
führung eines Beschwerdeverfahrens wegen einer dort er-
brachten Dienstleistung erforderlich sind.

§ 6

Verzeichnis der anerkannten psychosozialen
Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter

(1) Die zuständige Stelle führt ein Verzeichnis der nach § 1
anerkannten psychosozialen Prozessbegleiterinnen und Pro-
zessbegleiter. 

(2) Auf Antrag der psychosozialen Prozessbegleiterin oder
des psychosozialen Prozessbegleiters werden Angaben über

örtliche und sachliche Tätigkeitsschwerpunkte in das Ver-
zeichnis aufgenommen.

§ 7

Pflichten der anerkannten psychosozialen
Prozessbegleiterinnen und Prozessbegleiter

Wer nach § 1 als psychosoziale Prozessbegleiterin oder psy-
chosozialer Prozessbegleiter anerkannt ist, hat 

1. sicherzustellen, dass sie oder er Kenntnis vom Hilfsange-
bot vor Ort für Verletzte hat,

2. sich regelmäßig fortzubilden, um

a) zu gewährleisten, dass sie oder er von wichtigen Ent-
wicklungen und Veränderungen in den Fachgebieten,
die nach § 8 Abs. 2 Inhalt der Aus- und Weiterbildung
zur psychosozialen Prozessbegleiterin und zum psycho-
sozialen Prozessbegleiter sind, Kenntnis erlangt, und

b) die Fähigkeiten und Kompetenzen, welche die notwen-
dige persönliche Qualifikation nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 be-
gründen, aufzufrischen und weiterzuentwickeln,

3. die zuständige Stelle zu unterrichten, wenn eine Anerken-
nungsvoraussetzung nicht mehr vorliegt, und

4. der zuständigen Stelle auf Verlangen nachzuweisen, dass 

a) die Anerkennungsvoraussetzungen nach § 1 Abs. 1 wei-
terhin vorliegen und

b) die Pflichten nach den Nummern 1 und 2 erfüllt wer-
den.

§ 8

Anerkennung von Aus- und Weiterbildungen

(1) Eine Aus- oder Weiterbildung zur psychosozialen Pro-
zessbegleiterin und zum psychosozialen Prozessbegleiter wird
von der zuständigen Stelle auf schriftlichen Antrag des Trä-
gers der Aus- und Weiterbildungsstelle anerkannt, wenn

1. in der Aus- oder Weiterbildung die Inhalte nach Absatz 2
und die Inhalte vermittelt werden, die die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer befähigen, eigenständig psychosoziale
Prozessbegleitung gemäß den in der Verordnung nach § 11
festgelegten Qualitätsstandards durchzuführen,

2. der Aus- oder Weiterbildung ein Konzept zugrunde liegt,
das dem Stand der didaktischen und methodischen Er-
kenntnisse entspricht,

3. die Form, die Dauer und die Teilnehmerzahl der Aus- oder
Weiterbildung so gewählt sind, dass die angestrebten Lern-
ziele erreicht werden können,

4. die in der Verordnung nach § 11 festgelegten Mindeststan-
dards für die Aus- oder Weiterbildung erfüllt werden,

5. die lehrenden Personen die erforderliche fachliche Qualifi-
kation besitzen und

6. eine Person mit der erforderlichen fachlichen Qualifikation
für die Leitung der Aus- oder Weiterbildungsstelle zur Ver-
fügung steht.

(2) Zu vermitteln sind die für die psychosoziale Prozessbe-
gleitung relevanten Kenntnisse 

1. der rechtlichen Grundlagen und Grundsätze des Strafver-
fahrens sowie weiterer für die Opfer von Straftaten rele-
vanter Rechtsgebiete,

2. der Grundlagen der Kriminologie, insbesondere der von der
Kriminologie angebotenen Erklärungen für die Entstehung
von Delinquenz und die Wirkung strafrechtlicher Sanktio-
nen,

3. der Viktimologie, insbesondere zu den besonderen Bedürf-
nissen spezieller Opfergruppen,

4. der Medizin, insbesondere zu den körperlichen und den
psychischen Folgen von Straftaten,
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5. der Psychologie und Psychotraumatologie,

6. der Theorie und Praxis der psychosozialen Prozessbegleitung
und

7. der Methoden und Standards der Qualitätssicherung und
Eigenvorsorge.

(3) Mit dem Antrag auf Anerkennung sind Nachweise vor-
zulegen, aus denen sich ergibt, dass die Anerkennungsvoraus-
setzungen vorliegen.

§ 9

Pflichten der Träger
von Aus- oder Fortbildungsbildungsstellen

Wer eine Anerkennung nach § 8 erhalten hat, hat

1. die zuständige Stelle zu unterrichten, wenn eine Anerken-
nungsvoraussetzung nicht mehr vorliegt, und

2. der zuständigen Stelle auf Verlangen nachzuweisen, dass
die Anerkennungsvoraussetzungen weiterhin vorliegen.

§ 10

Zuständige Stelle

1Zuständige Stelle ist das Justizministerium. 2Das Justizminis-
terium kann durch Verordnung die Aufgaben der zuständigen
Stelle auf eine nachgeordnete Stelle übertragen.

§ 11

Verordnungsermächtigung

Das Justizministerium regelt durch Verordnung

1. Qualitätsstandards für die Durchführung der psychosozia-
len Prozessbegleitung in Niedersachsen,

2. Näheres zu den Anerkennungsvoraussetzungen nach § 8
Abs. 1, darunter Mindeststandards für die Aus- und die
Weiterbildung in der psychosozialen Prozessbegleitung,
und den Inhalten nach § 8 Abs. 2 sowie zu den Verfahren
der Anerkennung nach den §§ 1 und 8,

3. Einzelheiten zum Verzeichnis nach § 6, insbesondere zur
Verarbeitung personenbezogener Daten.

§ 12

Übergangsregelung
1Abweichend von § 1 Abs. 1 Nr. 2 können Personen, die

eine nach § 8 anerkannte Aus- oder Weiterbildung zur psy-
chosozialen Prozessbegleiterin oder zum psychosozialen Pro-
zessbegleiter begonnen, aber noch nicht beendet haben, als
psychosoziale Prozessbegleiterin oder psychosozialer Pro-
zessbegleiter anerkannt werden, wenn die übrigen Vorausset-
zungen nach § 1 Abs. 1 vorliegen. 2Die Anerkennung ist bis
zum 31. Juli 2017 zu befristen.

§ 13

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Hannover, den 15. Dezember 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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G e s e t z
zu dem Staatsvertrag

zwischen der Freien Hansestadt Bremen
und dem Land Niedersachsen

über die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg
— Girozentrale —

Vom 15. Dezember 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz be-
schlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 14. November 2016 unterzeichneten Staatsver-
trag zwischen der Freien Hansestadt Bremen und dem Land
Niedersachsen über die Bremer Landesbank Kreditanstalt
Oldenburg — Girozentrale — wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veröffentlicht.

(3) Der Tag, an dem der Staatsvertrag nach seinem § 16 in
Kraft tritt, ist im Niedersächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblatt bekannt zu machen.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in
Kraft.

Hannover, den 15. Dezember 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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Staatsvertrag 
zwischen der Freien Hansestadt Bremen

und dem Land Niedersachsen
über die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg

— Girozentrale —

Die Freie Hansestadt Bremen und das Land Niedersachsen
sind übereingekommen, die Rechtsverhältnisse der Bremer
Landesbank Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale — neu
zu ordnen. Im Zuge dessen soll die Norddeutsche Landesbank
— Girozentrale — die alleinige Trägerschaft der Bremer Lan-
desbank Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale — überneh-
men. Dies vorausgeschickt, schließen die Freie Hansestadt
Bremen und das Land Niedersachsen den nachstehenden
Staatsvertrag: 

§ 1

Rechtsform, Sitz, Siegelführung

(1) Die Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg — Giro-
zentrale — (nachfolgend die „Bank“) ist eine rechtsfähige An-
stalt des öffentlichen Rechts. Sie ist öffentliche Kredit- und
Pfandbriefanstalt. Die Bank ist mündelsicher.

(2) Die Bank hat ihren Sitz in Bremen. 

(3) Die Bank führt ein Siegel. 

§ 2

Rechtsnachfolge

Die Bank ist Rechtsnachfolgerin der Bremer Landesbank. 

§ 3

Träger

(1) Träger der Bank ist die Norddeutsche Landesbank — Giro-
zentrale —.

(2) Der Träger unterstützt die Bank bei der Erfüllung ihrer
Aufgaben mit der Maßgabe, dass ein Anspruch der Bank ge-
gen den Träger oder eine sonstige Verpflichtung des Trägers,
der Bank Mittel zur Verfügung zu stellen, nicht besteht.

(3) Der Träger kann seine Trägerschaft an der Bank, ein-
schließlich seiner Beteiligung am Stammkapital der Bank,
ganz oder teilweise auf eine juristische Person des Privatrechts
oder eine Personengesellschaft, deren alleiniger Gesellschafter
der Träger ist, durch öffentlich-rechtlichen Vertrag übertragen
(Beleihung). In dem öffentlich-rechtlichen Vertrag sind insbe-
sondere die Höhe des Wertausgleichs, der Zeitpunkt des Über-
gangs der Trägerschaft sowie die Höhe des zu übertragenden
Anteils am Stammkapital zu regeln. Die Übertragung der Trä-
gerschaft, einschließlich der Anteile am Stammkapital der Bank,
lässt die in § 6 geregelte Haftung der Träger unberührt. Die Be-
leihung mit der Trägerschaft darf nur erfolgen, wenn die Er-
füllung der mit der Trägerschaft verbundenen Aufgaben und
Pflichten durch die zu beleihende juristische Person des Privat-
rechts oder die Personengesellschaft gesichert ist. Der Über-
gang der Trägerschaft bedarf der Zustimmung der Rechtsauf-
sicht (§ 10) und wird im Niedersächsischen Ministerialblatt
bekannt gemacht.

(4) Der Träger kann seine Trägerschaft an der Bank ein-
schließlich seiner Beteiligung am Stammkapital der Bank ganz
oder teilweise auf einen anderen Träger oder eine andere juris-
tische Person des öffentlichen Rechts übertragen. Die Übertra-
gung der Trägerschaft, einschließlich der Anteile am Stamm-
kapital der Bank, lässt die in § 6 geregelte Haftung der Träger
unberührt. Absatz 3 Satz 5 gilt entsprechend.

(5) Bei einer Übertragung der Trägerschaft nach den Absät-
zen 3 und 4 ist die Satzung (§ 7) entsprechend anzupassen. 

§ 4

Stammkapital

(1) Die Höhe des Stammkapitals und die Beteiligungsver-
hältnisse werden durch die Trägerversammlung festgesetzt.
Das Nähere regelt die Satzung.

 (2) Der Träger kann seine Beteiligung am Stammkapital der
Bank oder Rechte daraus ganz oder teilweise auf eine im Be-
reich des Trägers gehaltene Beteiligungsgesellschaft übertra-
gen oder diese dort begründen. Die Haftung der Träger gemäß
§ 6 Abs. 2 und 3 bleibt unberührt. § 3 Abs. 3 Satz 5 gilt ent-
sprechend.

§ 5

Aufgaben der Bank

(1) Der Bank obliegen nach Maßgabe ihrer Satzung die Auf-
gaben einer Landesbank und Sparkassenzentralbank (Giro-
zentrale) sowie einer Geschäftsbank. Sie kann Geschäfte aller
Art betreiben, die den Zwecken der Bank und ihres Trägers
dienen. Die Bank ist berechtigt, Pfandbriefe, Kommunalobli-
gationen und sonstige Schuldverschreibungen auszugeben
sowie das Bausparkassengeschäft durch selbständige Beteili-
gungsunternehmen zu betreiben. 

(2) Die Geschäfte der Bank sind unter Beachtung allgemein-
wirtschaftlicher Grundsätze nach kaufmännischen Gesichts-
punkten zu führen.

§ 6

Haftung

(1) Die Bank haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem ge-
samten Vermögen.

(2) Die Haftung des Trägers ist vorbehaltlich der Regelung
des Absatzes 3 auf das satzungsmäßige Kapital beschränkt. 

(3) Die Träger der Bank am 18. Juli 2005 haften für die Er-
füllung sämtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verbind-
lichkeiten der Bank. Für solche Verbindlichkeiten, die bis zum
18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies zeitlich unbegrenzt;
für danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkei-
ten nur, wenn deren Laufzeit nicht über den 31. Dezember
2015 hinausgeht. Die Träger werden ihren Verpflichtungen
aus der Gewährträgerhaftung gegenüber den Gläubigern der
bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten umge-
hend nachkommen, sobald sie bei deren Fälligkeit ordnungs-
gemäß und schriftlich festgestellt haben, dass die Gläubiger
dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermögen der Bank nicht
befriedigt werden können. Verpflichtungen der Bank auf-
grund eigener Gewährträgerhaftung oder vergleichbarer Haf-
tungszusage oder einer durch die Mitgliedschaft in einem
Sparkassenverband als Gewährträger vermittelten Haftung
sind vereinbart und fällig im Sinne der Sätze 1 bis 3 in dem
gleichen Zeitpunkt wie die durch eine solche Haftung gesi-
cherte Verbindlichkeit. Die Träger haften als Gesamtschuld-
ner, im Innenverhältnis entsprechend ihrer jeweiligen, bei
Begründung der Haftung bestehenden Beteiligung am Stamm-
kapital. 

(4) Soweit die Träger der Norddeutschen Landesbank — Giro-
zentrale — für deren Verbindlichkeiten haften, gilt diese Haf-
tung auch für die Verbindlichkeiten der Norddeutschen Lan-
desbank — Girozentrale — als Träger der Bank. 

(5) Die Länder Bremen und Niedersachsen haften für die bis
zum Inkrafttreten des Staatsvertrages zwischen der Freien Han-
sestadt Bremen und dem Land Niedersachsen vom 21. Dezem-
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ber 1982 entstandenen Verbindlichkeiten der Bremer Lan-
desbank und der Staatlichen Kreditanstalt Oldenburg-Bremen
weiterhin gemäß den bisherigen Bestimmungen.

§ 7

Satzung

Die Rechtsverhältnisse der Bank werden im Einzelnen
durch Satzung geregelt. Die Satzung und ihre Änderungen
werden von der Trägerversammlung beschlossen. Eine Ände-
rung der Satzung bedarf der Genehmigung der Rechtsaufsicht
(§ 10). Die Satzung und Änderungen der Satzung sind im Nie-
dersächsischen Ministerialblatt zu veröffentlichen.

§ 8

Organe der Bank

(1) Organe der Bank sind

a) der Vorstand,

b) der Aufsichtsrat,

c) die Trägerversammlung.

(2) Zusammensetzung und Befugnisse der Organe werden
durch Satzung geregelt.

§ 9 

Pflichten und Rechte der Organmitglieder

(1) Die Mitglieder der Organe der Bank haben durch ihre
Amtsführung die Bank nach besten Kräften zu fördern. Sie
sind zur Verschwiegenheit verpflichtet. Die Vertreter des Trä-
gers im Aufsichtsrat und in der Trägerversammlung sind hin-
sichtlich der Berichte, die sie dem von ihnen vertretenen
Träger oder dessen Trägern zu erstatten haben, von der Ver-
schwiegenheitspflicht befreit unter der Voraussetzung, dass
der jeweilige Empfänger der Berichte seinerseits zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet ist. Dies gilt nicht für solche ver-
traulichen Angaben und Geheimnisse der Bank, namentlich
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse, deren Kenntnis für die
Zwecke der Berichte nicht von Bedeutung ist. 

 (2) Die Vorstandsmitglieder haben bei ihrer Geschäftsfüh-
rung die Sorgfalt einer ordentlichen und gewissenhaften Ge-
schäftsleiterin oder eines ordentlichen und gewissenhaften
Geschäftsleiters anzuwenden. Vorstandsmitglieder, die ihre
Pflichten verletzen, sind der Bank zum Ersatz des daraus ent-
stehenden Schadens als Gesamtschuldner verpflichtet. Eine
Pflichtverletzung liegt nicht vor, wenn das Vorstandsmitglied
bei einer unternehmerischen Entscheidung ohne grobe Fahr-
lässigkeit annehmen durfte, auf der Grundlage angemessener
Information zum Wohle der Bank zu handeln.  

 (3) Für die Sorgfaltspflicht und die Verantwortlichkeit der
Mitglieder des Aufsichtsrats gilt Absatz 2 sinngemäß. Die Auf-
sichtsratsmitglieder sind an Aufträge und Weisungen nicht
gebunden. 

 (4) Die Absätze 1 bis 3 gelten auch für Vertreterinnen und
Vertreter von Aufsichtsratsmitgliedern.

§ 10

Rechtsaufsicht

(1) Die Rechtsaufsicht wird durch das Niedersächsische
Finanzministerium ausgeübt. Dieses wird in Fällen von be-
sonderer Bedeutung Entscheidungen nur im Benehmen mit
der Senatorin bzw. dem Senator für Finanzen der Freien Han-
sestadt Bremen treffen.

(2) Die Rechtsaufsicht hat sicherzustellen, dass die Bank
ihre Aufgaben rechtmäßig erfüllt. Dabei hat sie die Befugnisse
entsprechend § 44 des Gesetzes über das Kreditwesen. 

(3) Im Fall einer Beleihung gemäß § 3 Abs. 3 führt die in
Absatz 1 genannte Aufsichtsbehörde zugleich die Rechtsauf-
sicht über den beliehenen Träger. 

§ 11

Prüfung durch den Landesrechnungshof

Der Niedersächsische Landesrechnungshof prüft die Haus-
halts- und Wirtschaftsführung der Bank. 

§ 12

Personalvertretung

Für die Bank finden das Niedersächsische Personalvertre-
tungsgesetz (NPersVG) in der jeweils geltenden Fassung und
die dazu ergangenen Rechtsverordnungen Anwendung.

§ 13

Öffnungsklausel, Rechtsformwechsel

(1) Die Bank kann nach entsprechender Beschlussfassung
der Trägerversammlung 

a) andere öffentlich-rechtliche Kreditinstitute als Träger —
auch länderübergreifend und unter Beteiligung am
Stammkapital — aufnehmen oder sich als Träger an sol-
chen Einrichtungen beteiligen, 

b) sich — auch länderübergreifend — mit anderen öffentlich-
rechtlichen Kreditinstituten durch Fusionsvertrag im
Wege der Vereinigung durch Aufnahme oder durch Neu-
bildung unter Eintritt von Gesamtrechtsnachfolge vereini-
gen, wobei die Bank im Fall der Vereinigung sowohl auf-
nehmendes als auch übertragendes Institut sein kann. Der
Abschluss eines Fusionsvertrags ist im Niedersächsischen
Ministerialblatt bekannt zu machen. § 20 des Umwand-
lungsgesetzes (UmwG) gilt entsprechend mit der Maßgabe,
dass die Bekanntmachung der Vereinigung im Niedersäch-
sischen Ministerialblatt an die Stelle der Eintragung einer
Verschmelzung in das Handelsregister des übernehmen-
den Rechtsträgers tritt.  

(2) Die Trägerversammlung kann mit Zustimmung der
Rechtsaufsicht (§ 10) beschließen, die Bank rechtsformwech-
selnd in eine Aktiengesellschaft oder in eine andere Rechts-
form unter Wegfall der öffentlichen Aufgabe (§ 5) umzu-
wandeln. Der Rechtsformwechsel ist im Niedersächsischen
Ministerialblatt zu veröffentlichen. Die Satzung der Aktienge-
sellschaft wird durch die Trägerversammlung festgestellt.
Eine notarielle Beurkundung ist nicht erforderlich. Ein Um-
wandlungsbericht nach § 192 Abs. 1 UmwG ist entbehrlich.
§ 204 in Verbindung mit den §§ 22 und 23 UmwG findet keine
Anwendung. Im Fall der Umwandlung in eine Aktiengesell-
schaft gilt der Träger gemäß § 3 als Gründer der Aktiengesell-
schaft. Er übernimmt die Aktien der Bank.

(3) Die Bank ist berechtigt, Unternehmensverträge, insbe-
sondere einen Beherrschungs- und Gewinnabführungsver-
trag, als beherrschtes bzw. gewinnabführendes Unternehmen
mit der Norddeutschen Landesbank unter Beachtung der auf-
sichtsrechtlichen Vorschriften abzuschließen. Weisungen der
Norddeutschen Landesbank als herrschendes Unternehmen
dürfen der gesetzlichen Aufgabenstellung der Bank nicht wi-
dersprechen. Der Abschluss des Unternehmensvertrags bedarf
der Zustimmung der Trägerversammlung der Bank. Eine nota-
rielle Beurkundung dieses Beschlusses ist ebenso wenig erfor-
derlich wie ein Bericht über den Unternehmensvertrag und
eine Prüfung desselben. Das Bestehen des Unternehmensver-
trags ist im Niedersächsischen Ministerialblatt bekannt zu
machen. Mit der Bekanntmachung wird der Unternehmens-
vertrag wirksam. 

§ 14

Abgabenfreiheit

Rechtshandlungen, die wegen der Rechtsnachfolge gemäß
§ 2 oder wegen einer Veränderung der Beteiligungsverhältnisse
erforderlich werden, sind frei von Steuern und Gebühren, so-
weit eine Befreiung durch Landesrecht angeordnet werden
kann. Dies gilt auch für Beurkundungs- und Beglaubigungsge-
bühren. 
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§ 15

Übergangsregelung

(1) Bei einer Veränderung der Größe oder der Zusammen-
setzung des Aufsichtsrats der Bank kann die Satzung der Bank
vorsehen, dass der Aufsichtsrat und/oder seine Ausschüsse
neu zu bilden sind. Ferner kann die Satzung vorsehen, dass
der zum Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Satzungsände-
rung bestehende Aufsichtsrat und/oder seine Ausschüsse ihre
jeweiligen Aufgaben für einen Übergangszeitraum bis zur Bil-
dung des neuen Aufsichtsrats weiter wahrnehmen.

(2) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsver-
trages gewählten Personalräte der Bank bestehen bis zum
Ende der regelmäßigen Amtszeit nach § 22 Abs. 2 NPersVG
fort und nehmen ihre Aufgaben bis zu einer Neuwahl auf der
Grundlage des Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes
in der jeweils geltenden Fassung sowie der dazu ergangenen
Rechtsverordnungen wahr. Die Vorschriften über die vorzei-
tige Neuwahl (§ 23 NPersVG) bleiben unberührt. Jugend- und
Auszubildendenvertretungen sind innerhalb von vier Mona-
ten ab Inkrafttreten des Staatsvertrages neu zu wählen. Die
Amtszeit der bisherigen Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen im Gesamtpersonalrat der Bank endet mit der Bildung

der neuen Gesamtjugend- und -auszubildendenvertretung nach
§ 56 a NPersVG, spätestens jedoch nach vier Monaten ab In-
krafttreten des Staatsvertrages.

(3) Die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Staatsvertra-
ges auf dem Bremischen Personalvertretungsgesetz beruhen-
den Dienstvereinbarungen der Bank gelten auf Grundlage des
Niedersächsischen Personalvertretungsgesetzes in der jeweils
geltenden Fassung fort.

§ 16

Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am 1. Januar 2017 in Kraft, so-
fern bis zu diesem Zeitpunkt alle Ratifikationsurkunden bei
der Niedersächsischen Staatskanzlei hinterlegt sind, anderen-
falls mit Hinterlegung der letzten Ratifikationsurkunde bei
der Niedersächsischen Staatskanzlei.

(2) Gleichzeitig tritt der Staatsvertrag zwischen der Freien
Hansestadt Bremen und dem Land Niedersachsen über die
Bremer Landesbank Kreditanstalt Oldenburg — Girozentrale —
vom 18. Juli 2012 (Brem. GBl. S. 297; Nds. GVBl. S. 263)
außer Kraft.

Bremen, den 14. November 2016

Für die Freie Hansestadt Bremen

Die Senatorin für Finanzen 

Karoline L i n n e r t

Hannover, den 14. November 2016

Für das Land Niedersachsen 

Für den Ministerpräsidenten 

Der Finanzminister 

Peter-Jürgen S c h n e i d e r
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G e s e t z
über die Feststellung des Haushaltsplans

für die Haushaltsjahre 2017 und 2018
(Haushaltsgesetz 2017/2018 — HG 2017/2018 —)

Vom 20. Dezember 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§ 1
1Der Haushaltsplan für die Haushaltsjahre 2017 und 2018

(Gesamtplan — Anlage 1 —) wird in Einnahme und Ausgabe
festgestellt auf 

1. 30 389 697 000 Euro für das Haushaltsjahr 2017 und

2. 30 955 057 000 Euro für das Haushaltsjahr 2018. 
2Die Summe der im Haushaltsplan für die Haushaltsjahre
2017 und 2018 ausgebrachten Ermächtigungen, über das
Haushaltsjahr 2017 und das Haushaltsjahr 2018 hinaus Ver-
pflichtungen zulasten des Landes einzugehen, wird festge-
stellt auf 

1. 1 171 144 000 Euro für das Haushaltsjahr 2017 und

2. 788 775 000 Euro für das Haushaltsjahr 2018.

§ 2
1Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen für Zuwen-

dungen im Sinne des § 23 der Niedersächsischen Landeshaus-
haltsordnung (LHO) zur Deckung der gesamten Ausgaben
oder eines nicht abgegrenzten Teils der Ausgaben einer Stelle
außerhalb der Landesverwaltung (institutionelle Förderung)
sind gesperrt, solange die Übersichten nach § 26 Abs. 3 Satz 1
Nr. 2 LHO nicht von dem zuständigen Ministerium und dem
Finanzministerium gebilligt sind. 2Ausnahmen kann das Finanz-
ministerium zulassen.

§ 3

(1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, in den Haushalts-
jahren 2017 und 2018 zur Deckung von Ausgaben Kredite
vom Kreditmarkt bis zur Höhe von 0 Euro aufzunehmen.

(2) Das Finanzministerium ist ferner ermächtigt, Kredite
vom Kreditmarkt in der Höhe aufzunehmen, in der im voran-
gegangenen Haushaltsjahr ausweislich der Haushaltsrech-
nung Tilgungen von Altschulden aus vorübergehend verfüg-
baren Mitteln vorfinanziert worden sind, soweit die Kredit-
aufnahme zur Ablösung der Vorfinanzierung noch erforder-
lich ist.

§ 4

(1) Das Finanzministerium ist ermächtigt, Garantien und
Bürgschaften zulasten des Landes bis zur Höhe von
2 032 000 000 Euro zu übernehmen.

(2) 1Zur Übernahme solcher Garantien und Bürgschaften ist
die Einwilligung des Ausschusses für Haushalt und Finanzen
des Landtages erforderlich. 2Ausgenommen sind Bürgschaften
und Garantien, die

1. nach den Allgemeinen Bürgschaftsrichtlinien des Landes
Niedersachsen sowie den Grundsätzen bei der Übernahme
von Bürgschaften für Schiffbaukredite,

2. nach den Bürgschaftsrichtlinien des Landes Niedersach-
sen für den Wohnungsbau einschließlich des Erwerbs vor-
handener Wohnungen durch kinderreiche Familien und
der Umwandlung von Mietwohnungen in Eigentumswoh-
nungen,

3. zugunsten der Hannoverschen Beteiligungsgesellschaft
Niedersachsen mbH für Finanzierungen innerhalb des be-
schlossenen Wirtschaftsplans und für Refinanzierungen,

4. nach der Richtlinie über die Gewährung von Zuwendun-
gen für investive Maßnahmen landwirtschaftlicher Unter-
nehmen in Niedersachsen und Bremen (Agrarinvestitions-
förderungsprogramm),

5. gegenüber der EU-Kommission im Rahmen der Euro-
päischen Territorialen Zusammenarbeit im Programm
Interreg IV für Haushaltsjahre bis einschließlich 2018 bis
zur Höhe von 19 594 000 Euro,

6. gegenüber der EU-Kommission im Rahmen der Euro-
päischen Territorialen Zusammenarbeit im Programm
Interreg V für Haushaltsjahre bis einschließlich 2023 bis
zur Höhe von 46 816 000 Euro,

7. als Rückbürgschaften und Rückgarantien gegenüber der
Niedersächsischen Bürgschaftsbank GmbH, Hannover, ge-
gen komplementäre Erklärungen des Bundes

übernommen werden.

(3) Das Finanzministerium ist in den Fällen des Absatzes 2
Satz 2 Nr. 2 ermächtigt, die Übernahme von Bürgschaften und
Gewährleistungen und die Vollziehung der entsprechenden
Urkunden auf die mit den Förderprogrammen befassten Stel-
len außerhalb der Landesverwaltung zu übertragen.

(4) 1Das Ministerium für Wissenschaft und Kultur ist er-
mächtigt, zur Absicherung der Leihgaben, die den Museen
und Bibliotheken des Landes sowie den Museen, Bibliotheken
und Archiven der niedersächsischen Hochschulen überlassen
werden und an denen ein besonderes Landesinteresse besteht,
Garantien bis zu einer Höhe von insgesamt 540 000 000 Euro
zu übernehmen. 2In Anspruch genommene Ermächtigungen
aus Vorjahren sind anzurechnen. 3Durch Rückgabe von Leih-
gaben erloschene Garantien können erneut in Anspruch ge-
nommen werden.

§ 5

Der nach § 37 Abs. 1 Satz 4 Nr. 3 LHO zu bestimmende Be-
trag wird auf 5 100 000 Euro festgesetzt.

§ 6

(1) Die gesetzlichen Vorschriften über die Veranschlagung
und Bewirtschaftung von Personalausgaben werden durch die
nachstehenden Allgemeinen Bestimmungen zu den Personal-
ausgaben für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 (Allgemeine
Bestimmungen 2017 und 2018) — Anlage 2 — ergänzt.

(2) 1In Kapiteln mit Personalkostenbudgetierung wird ein
Beschäftigungsvolumen als Richtwert festgelegt. 2Es wird ge-
bildet durch Umrechnung der Zahl der jahresdurchschnitt-
lich mit Bezügen Beschäftigten in Vollzeiteinheiten pro Jahr.
3Das Finanzministerium ist ermächtigt, das Beschäftigungsvo-
lumen infolge von über- oder außerplanmäßigen Erhöhungen
des Personalkostenbudgets, Umsetzungen gemäß § 50 LHO,
Vollzug von kw-Vermerken sowie zulässigen kapitelübergrei-
fenden Verwendungen von Stellen zu verändern.

(3) 1Die zur Finanzierung des Beschäftigungsvolumens er-
forderlichen Mittel werden kapitelweise in einem Personalkos-
tenbudget zusammengefasst. 2Soweit Mittel im Personalkos-
tenbudget zur Verfügung stehen, kann das Beschäftigungsvo-
lumen überschritten werden, sofern unbeschadet des vorran-
gigen Personalabbaus durch die Verwaltungsmodernisierung
sichergestellt ist, dass Ausgaben in Folgejahren nicht entste-
hen. 3Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Personalkos-
tenbudgets aufgrund von wesentlichen Veränderungen der
Rahmenbedingungen, insbesondere bei Besoldungs- und Ta-
riferhöhungen, bis zur Höhe der in Kapitel 13 02 Titel 461 11
veranschlagten Mittel anzupassen; dies gilt auch für die nach
§ 17 a LHO budgetierten Verwaltungsbereiche. 

(4) 1Überschreitungen des Personalkostenbudgets vermin-
dern das Personalkostenbudget im Folgejahr sowie in entspre-
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chendem Umfang das Beschäftigungsvolumen. 2Satz 1 gilt nicht,
wenn das Beschäftigungsvolumen eingehalten wurde. 3Satz 1
gilt auch nicht für die nach § 17 a LHO budgetierten Verwal-
tungsbereiche.

(5) 1Die Absätze 2 bis 4 gelten ausschließlich für Kapitel mit
Personalkostenbudgetierung. 2Das Personalkostenbudget um-
fasst die Titel 422 01, 422 10, 422 11, 422 19, 428 01, 428 03,
428 05, 428 10, 428 11 und 428 27, soweit sie in den jeweili-
gen Kapiteln ausgebracht sind, sowie im Kapitel 03 14 den Ti-
tel 429 10. 3Abweichend von § 20 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. a LHO
bilden diese Titel innerhalb eines Kapitels sowie innerhalb
der Kapitel 07 10 bis 07 18 einen eigenen Deckungskreis.
4Sonstige Vorschriften über die Bewirtschaftung von Personal-
ausgaben und Stellen bleiben unberührt.

§ 7
1Das Finanzministerium ist ermächtigt, die Stellen, die bis

zur Verkündung dieses Gesetzes abweichend von den Be-
darfsnachweisen des Haushaltsjahres 2016 zu den für Beam-
tinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst in Betracht kom-
menden Titeln genehmigt wurden, in den entsprechenden Be-
darfsnachweisen darzustellen, soweit sie im Haushaltsplan
für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 noch nicht enthalten
sind. 2Entsprechendes gilt

1. für Änderungen in den Stellenplänen aufgrund der Num-
mern 1 und 3 der Allgemeinen Bestimmungen 2016,

2. für die im Haushaltsjahr 2016 nach den Haushaltsvermer-
ken zu den Stellenplänen der Kapitel 06 13 bis 06 19,
06 22, 06 23, 06 31, 06 32 und 06 34 bis 06 38 in Auswir-
kung des Niedersächsischen Hochschulgesetzes in der Fas-
sung vom 26. Februar 2007 (Nds. GVBl. S. 69), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 15. Dezember 2015
(Nds. GVBl. S. 384), vorgenommenen Stellenumwandlungen.

§ 8

(1) 1Werden Maßnahmen vom Land Niedersachsen und der
Europäischen Union gemeinsam finanziert, bei denen nach
dem Recht der Europäischen Union ein Rechtsanspruch auf
Förderung besteht, so kann das Finanzministerium Mehraus-
gaben ohne Ausgleich durch Einsparungen bei anderen Aus-
gaben in Höhe von zweckgebundenen Mehreinnahmen über
den im Haushaltsplan veranschlagten entsprechenden Lan-
desanteil hinaus zulassen. 2§ 37 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 LHO ist
nicht anzuwenden.

(2) 1Mehrausgaben bei den Titeln der Gemeinschaftsaufga-
ben „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes“ und „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“,
durch welche die jeweils für die Gemeinschaftsaufgabe veran-
schlagten Landesmittel überschritten werden, dürfen nur mit
Einwilligung des Finanzministeriums geleistet werden und
müssen durch Einsparungen an anderer Stelle innerhalb des
die jeweilige Gemeinschaftsaufgabe betreffenden Einzelplans
08, 09 oder 15 oder durch für diesen Zweck bereitgestellte
Mittel öffentlich-rechtlicher Körperschaften, Anstalten und
Stiftungen gedeckt sein. 2Stellt der Bund zusätzliche Ver-
pflichtungsermächtigungen bereit, so darf das zuständige
Fachministerium mit Einwilligung des Finanzministeriums
zusätzliche Verpflichtungen unter Berücksichtigung des Mit-
leistungsverhältnisses eingehen.

(3) Das Finanzministerium ist ermächtigt, Mittel des Son-
dervermögens „Landesliegenschaftsfonds Niedersachsen“ in An-
spruch zu nehmen, um Mehrausgaben zu decken, die erfor-
derlich sind, um den Verkauf landeseigener Liegenschaften
oder wirtschaftliche Unterbringungskonzepte, die zur finanzi-
ellen Entlastung des Landeshaushalts beitragen, zu verwirklichen.

§ 9

(1) Aufwandsentschädigungen betreffende Erläuterungen
sind für die Bewirtschaftung verbindlich.

(2) Das Finanzministerium kann Ausnahmen zulassen.

§ 10

(1) Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind von der Ausgabe
abzusetzen:

1. Erstattungen von anderen als Landesbetrieben für die Mit-
benutzung landeseigener oder vom Land angemieteter Ein-
richtungen, wenn die Erstattungsbeträge und die Gesamt-
kosten im selben Haushaltsjahr anfallen und auf der glei-
chen Berechnungsgrundlage beruhen;

2. Erstattungen von Personalausgaben (Hauptgruppe 4), so-
weit es sich nicht um durchlaufende Mittel Dritter (beispiels-
weise Bundesmittel) handelt, sowie Zahlungen von Ein-
gliederungszuschüssen durch die Bundesagentur für Arbeit;

3. Erstattungen bei folgenden Titeln (einschließlich entspre-
chender Titel in Titelgruppen und in nach § 17 a LHO
budgetierten Kapiteln):

a) Titel 511 01 und 518 02 — aus der Anfertigung von
Fotokopien für Dritte —,

b) Titel 511 01 — aus der privaten Inanspruchnahme
dienstlicher Fernmeldeanlagen —,

c) Titel 514 01 — aus der privaten Nutzung von Dienst-
kraftfahrzeugen —,

d) Titel 517 01 — aus Erstattungen Dritter —,

e) Titel 527 01, 527 02 und 525 01 — aus Erstattungen
des öffentlichen Bereichs sowie nach den Vorschriften
über den öffentlichen Personenverkehr —;

4. Erstattungen für die Mitnutzung von oder Teilnahme an
Fortbildungsveranstaltungen;

5. Schadenersatz Dritter im Rahmen der Durchführung im
Einzelplan 20 oder im Kapitel 06 04 einzeln veranschlag-
ter Hochbaumaßnahmen, solange die jeweilige Maßnahme
im Haushaltsplan aufgeführt ist;

6. Zahlungen des öffentlichen Bereichs sowie von öffentli-
chen Unternehmen in Zusammenhang mit der Durchfüh-
rung von im Einzelplan 20 oder im Kapitel 06 04 einzeln
veranschlagten Hochbaumaßnahmen;

7. Einnahmen aus Vereinbarungen nach § 34 b LHO;

8. Zuschüsse des Integrationsamtes aus der Ausgleichsabga-
be nach dem Schwerbehindertenrecht (Kapitel 50 51).

(2) 1Abweichend von § 35 Abs. 1 LHO sind von der Einnah-
me abzusetzen:

1. an Behörden anderer Körperschaften im Rahmen einer Kos-
tenbeteiligung gemäß § 4 Abs. 2 des Niedersächsischen
Verwaltungskostengesetzes (NVwKostG) in der Fassung
vom 25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 172), zuletzt geändert
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. September 2015
(Nds. GVBl. S. 186), abzuführende Gebührenanteile;

2. an Behörden gemäß § 13 NVwKostG weiterzuleitende Aus-
lagenerstattungen der Kostenschuldner;

3. an Finanzämter abzuführende Umsatzsteuer;

4. Rückzahlungen vereinnahmter Sicherheitsleistungen;

5. Rückzahlungen an die Europäische Union, den Bund oder
andere Länder im Rahmen gemeinschaftlicher Finanzie-
rungen, soweit diese noch im Jahr der Vereinnahmung zu-
rückgezahlt werden. 2Dies gilt auch für nur von der Euro-
päischen Union oder dem Bund finanzierte Maßnahmen.

(3) Das Nähere bestimmt das Finanzministerium.

§ 11

Aufgrund des § 1 Abs. 2 der Verordnung über die Erhebung
der Gewerbe- und der Grundsteuer in gemeindefreien Gebie-
ten vom 2. Oktober 2008 (Nds. GVBl. S. 304), geändert durch
Verordnung vom 22. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 503),
wird der Hebesatz für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 auf
420 Prozent festgesetzt.
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§ 12

Für die im Zusammenhang mit der Initiative Niedersachsen
veranschlagten Haushaltsmittel wird bestimmt, dass abwei-
chend von § 45 Abs. 2 LHO bei übertragbaren Ausgaben Aus-
gabereste gebildet werden können, die auch über das zweit-
nächste Haushaltsjahr verfügbar bleiben.

§ 13

Abweichend von der Finanzierungsregelung des § 10 Abs. 4
des Niedersächsischen Bodenschutzgesetzes (NBodSchG) vom
19. Februar 1999 (Nds. GVBl. S. 46), zuletzt geändert durch
Artikel 10 des Gesetzes vom 5. November 2004 (Nds. GVBl.
S. 417), und ergänzend zu den Regelungen des § 11 NBodSchG
können untere Bodenschutzbehörden zur Beschleunigung
und Intensivierung der Aufgabenerledigung zu den Sachkos-
ten für die Durchführung von Untersuchungsmaßnahmen
nach dem Bundes-Bodenschutzgesetz Zuwendungen nach
Maßgabe einer Förderrichtlinie zum Schutz von Gewässern
gegen Gefahren durch Altlasten erhalten.

§ 14

§ 4 Abs. 1 des Gesetzes über ein Sonderprogramm zur Wirt-
schaftsförderung des Landes Niedersachsen in der Fassung
vom 16. Oktober 1997 (Nds. GVBl. S. 431), zuletzt geändert
durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (Nds.

GVBl. S. 491), ist für die Haushaltsjahre 2017 und 2018 mit
der Maßgabe anzuwenden, dass die Zahl „50 000 000“ durch
die Zahl „29 000 000“ ersetzt wird.

§ 15

1Abweichend von § 1 Abs. 2 des Niedersächsischen Gemein-
deverkehrsfinanzierungsgesetzes (NGVFG) vom 27. März 2014
(Nds. GVBl. S. 79) kann ein Betrag von bis zu 12 350 700 Euro
der dem Land nach § 3 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit § 4
Abs. 3 des Entflechtungsgesetzes vom 5. September 2006
(BGBl. I S. 2098, 2102), zuletzt geändert durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 1. Dezember 2016 (BGBl. I S. 2755), zustehen-
den Finanzmittel für ein zweijähriges Sonderprogramm für
Radschnellwege verwendet werden. 2Abweichend von § 6
NGVFG erfolgt die Finanzierung des Sonderprogramms für
Radschnellwege aus den Mitteln für den Schienenverkehr
und den straßengebundenen öffentlichen Personennahverkehr.

§ 16

Die Vorschriften und Ermächtigungen der §§ 4, 6, 9, 10 und 12
gelten bis zur Verkündung des Haushaltsgesetzes 2019 weiter.

§ 17

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

Hannover, den 20. Dezember 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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e
(zu Artikel 1 Nr. 2)

G e s a m t -

A. Haushalts-

Einnahmen

0 1 2 3 4

Epl. Bezeichnung Einnahmen 
aus Steuern 
und steuer-
ähnlichen 

Abgaben sowie 
EU-Eigenmittel

Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen 

aus Schulden-
dienst und 
dergleichen

Einnahmen aus
Zuweisungen
und Zuschüs-

sen mit 
Ausnahme für 
Investitionen

Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus
Zuweisungen 

und 
Zuschüssen für 
Investitionen, 

besondere
Finanzierungs-

einnahmen

Gesamt-
einnahmen

Personal-
ausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

01 Landtag                            —    86          —          —    86   40 805

02 Staatskanzlei                      —   621    967          —   1 588   31 106

03 Ministerium für Inneres
und Sport

          —   73 319   31 091   1 056   105 466  1 293 672

04 Finanzministerium           —   73 346   189 033    8   262 387   667 623

05 Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung

          —   19 993  1 442 051   135 025  1 597 069   113 785

06 Ministerium für
Wissenschaft und Kultur 

          —   42 401   220 180   163 163   425 744   67 822

07 Kultusministerium           —   10 076   2 525          23 179   35 780  4 541 865

08 Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr

          —   13 307   104 908   19 237  137 452   213 923

09 Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

  4 590   37 466   14 632   46 229   102 917   118 437

11 Justizministerium  —   451 413   3 107          —   454 520   758 508

12 Staatsgerichtshof — — — — — 153

13 Allgemeine
Finanzverwaltung

 23 602 300   444 670  2 254 067   725 522  27 026 559  3 928 511

14 Landesrechnungshof           — 1          —          —    1   13 329

15 Ministerium für Umwelt,
Energie und Klimaschutz

  86 500   49 435   8 912   84 967   229 814   74 594

17 Landesbeauftragte 
für den Datenschutz

          —    66           —           —    66   3 030

20 Hochbauten           —    200          —   10 048   10 248           —

Summe 2017  23 693 390  1 216 400  4 271 473  1 208 434  30 389 697  11 867 163

Summe 2016  22 931 550  1 326 568  3 673 572  1 317 016  29 248 706  11 375 719

   2017 mehr (+)/weniger (—) +761 840         —110 168 +597 901 —108 582 +1 140 991 +491 444



Nds. GVBl. Nr. 19/2016, ausgegeben am 23. 12. 2016

293

Anlage 1
(zu § 1 Satz 1)

p l a n

übersicht Haushaltsjahr 2017 

Ausgaben

5 6 7 8 9

Sächliche
Verwaltungs-
ausgaben und
Ausgaben für

den Schulden-
dienst

Ausgaben für
Zuweisungen

und Zuschüsse
mit Ausnahme

für 
Investitionen

Bau-
maßnahmen

Sonstige 
Ausgaben für 
Investitionen 

und 
Investitions-

förder-
maßnahmen

Besondere
Finanzierungs-

ausgaben

Gesamt-
ausgaben

2017
Überschuss (+)
Zuschuss (—)

(Sp. 7—Sp. 14)

Verpflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

9 10 11 12 13 14 15 16

  6 312   8 788         —    2 767         —   58 672 —58 586 280

  9 306   6 938         —   3 800   3 218   54 368 —52 780   3 620

  568 839   599 738    304   97 391   54 500  2 614 444 —2 508 978   20 680

  208 032   2 344         —   8 184   28 495   914 678 —652 291 —

  52 363  4 487 131         —   372 049 —2 524  5 022 804 —3 425 735   228 483

  17 205  2 903 549    —   253 079  1 727  3 243 382 —2 817 638   328 654

  47 893  1 198 510         —   63 644  4 816  5 856 728 —5 820 948 110 862

  101 747   67 613   73 344   122 734   8 708 588 069  —450 617   125 400

  38 398   151 643   3 158   77 328   12 207   401 171 —298 254   84 303

  427 976   24 953   3 200   14 281   48 865  1 277 783 —823 263   7 501

49 — — — — 202 —202 —

 1 497 466  4 352 627         —   40 453 —74 572  9 744 485 +17 282 074 —

  1 400    6         — —    180   14 915 —14 914            —

  45 355   162 517   32 093   95 139   12 371   422 069 —192 255   147 113

   630         —         —    15    26   3 701 —3 635         748

  58 940    78   113 208 — —   172 226 —161 978   113 500

 3 081 911  13 966 435  225 307  1 150 864 98 017  30 389 697            — 1 171 144

 3 252 387  13 326 148   206 175  1 167 982 —79 705  29 248 706            —  1 521 671

—170 476 +640 287 +19 132 —17 118 +177 722 +1 140 991         — —350 527
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(zu Artikel 1 Nr. 2)

G e s a m t -

A. Haushalts-

Einnahmen

0 1 2 3 4

Epl. Bezeichnung Einnahmen 
aus Steuern 
und steuer-
ähnlichen 

Abgaben sowie 
EU-Eigenmittel

Verwaltungs-
einnahmen,
Einnahmen 

aus Schulden-
dienst und 
dergleichen

Einnahmen aus
Zuweisungen
und Zuschüs-

sen mit 
Ausnahme für 
Investitionen

Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus
Zuweisungen 

und 
Zuschüssen für 
Investitionen, 

besondere
Finanzierungs-

einnahmen

Gesamt-
einnahmen

Personal-
ausgaben

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

1 2 3 4 5 6 7 8

01 Landtag                            —    124          —          —    124   51 400

02 Staatskanzlei                      —   620    967          —   1 587   31 716

03 Ministerium für Inneres
und Sport

          —   72 054   23 097   1 061   96 212  1 328 752

04 Finanzministerium           —   73 425   184 805    8   258 238   681 100

05 Ministerium für 
Soziales, Gesundheit und 
Gleichstellung

          —   19 741  1 480 689   150 714  1 651 144   114 941

06 Ministerium für
Wissenschaft und Kultur 

          —   43 704   189 439   149 287   382 430   68 873

07 Kultusministerium           — 10 076   2 525          9 272   21 873  4 608 171

08 Ministerium für Wirtschaft,
Arbeit und Verkehr

          —   13 318   105 078   19 237  137 633   219 984

09 Ministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft
und Verbraucherschutz

  4 590   37 466   15 880   44 986   102 922   120 229

11 Justizministerium  —   450 410  3 407          —   453 817   775 276

12 Staatsgerichtshof — — — — — 153

13 Allgemeine
Finanzverwaltung

 24 434 300   424 449  2 324 378   435 481  27 618 608  4 118 307

14 Landesrechnungshof           — 1          —          —    1   13 598

15 Ministerium für Umwelt,
Energie und Klimaschutz

  86 500   48 657   6 499   79 546   221 202   75 844

17 Landesbeauftragte 
für den Datenschutz

          —    66           —           —    66   3 368

20 Hochbauten           —    200          —   9 000   9 200           —

Summe 2018  24 525 390  1 194 311  4 336 764  898 592  30 955 057  12 211 712

Summe 2017  23 693 390  1 216 400  4 271 473  1 208 434  30 389 697  11 867 163

   2018 mehr (+)/weniger (—) +832 000         —22 089 +65 291 —309 842 +565 360 +344 549
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Anlage 1
(zu § 1 Satz 1)

p l a n

übersicht Haushaltsjahr 2018 

Ausgaben

5 6 7 8 9

Sächliche
Verwaltungs-
ausgaben und
Ausgaben für

den Schulden-
dienst

Ausgaben für
Zuweisungen

und Zuschüsse
mit Ausnahme

für 
Investitionen

Bau-
maßnahmen

Sonstige 
Ausgaben für 
Investitionen 

und 
Investitions-

förder-
maßnahmen

Besondere
Finanzierungs-

ausgaben

Gesamt-
ausgaben

2018
Überschuss (+)
Zuschuss (—)

(Sp. 7—Sp. 14)

Verpflich-
tungs-

ermächti-
gungen

Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR Tsd. EUR

9 10 11 12 13 14 15 16

  6 300   10 929         —    543         —   69 172 —69 048 —

  9 170   6 939         —   4 320   3 218   55 363 —53 776   2 617

  494 073   584 023    54   94 563   54 369  2 555 834 —2 459 622   12 550

  206 725   2 347         —   8 405   28 494   927 071 —668 833 —

  47 552  4 580 691         —   389 911 —2 219  5 130 876 —3 479 732   199 230

  17 368  2 891 735    —   270 217    1 927  3 250 120 —2 867 690   184 429

  47 705  1 226 095         —   49 062   4 816  5 935 849 —5 913 976 1 200

  97 715   67 823   83 377   132 119   8 708 609 726  —472 093   128 315

  37 294   155 771   3 248   75 994   12 357   404 893 —301 971   82 586

  427 067   24 858   2 500   13 322   48 628  1 291 651 —837 834   14 860

49 — — — — 202 —202 —

 1 456 991  4 525 804         —   40 285 —34 240  10 107 147 +17 511 461 —

  1 401    6         — —    180   15 185 —15 184            —

  44 705   162 131   33 095   80 842   14 336   410 953 —189 751  93 488

   628         —         —    15    26   4 037 —3 971         —

  58 350    78   128 550 — —   186 978 —177 778   69 500

 2 953 093  14 239 230  250 824  1 159 598 140 600  30 955 057            — 788 775

 3 081 911  13 966 435   225 307  1 150 864 98 017  30 389 697            —  1 171 144

—128 818 +272 795 +25 517 +8 734 +42 583 +565 360         — —382 369
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B. Finanzierungsübersicht
2017

in Mio. EUR
2018

in Mio. EUR

I. Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. A u s g a b e n

Ausgaben nach § 1 HG 2017/2018 ...................................................................... 30 389,7 30 955,1

(ohne Schuldentilgung an den Kreditmarkt für Allgemeine Deckungskredite)

davon ab: Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite an den Kreditmarkt 
(siehe Abschnitt II Nr. 1.2.2) ..............................................................  0,1 0,1

Zuführungen an Rücklagen (siehe Abschnitt II Nr. 3.2) .................... 7,4 6,8

Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen 
(siehe Abschnitt II Nr. 2.2) ................................................................. —,— 30 382,2 —,— 30 948,2

2. E i n n a h m e n

Einnahmen nach § 1 HG 2017/2018 ................................................................... 30 389,7 30 955,1

davon ab: Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt

a) Allgemeine Deckungsmittel 
(siehe Abschnitt II Nr. 1.1.3) ......................................................... —,— —,—

b) andere (zweckgebundene) Kredite 
(siehe Abschnitt II Nr. 1.2.1) ......................................................... —,— —,—

Entnahmen aus Rücklagen (siehe Abschnitt II Nr. 3.1) ..................... 589,8 290,9

Einnahmen aus Überschüssen ........................................................... —,— 29 799,9 —,— 30 664,2

3. F i n a n z i e r u n g s s a l d o ................................................................................. —582,3 —284,0

II. Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

1. Netto-Neuverschuldung/Netto-Tilgung am Kreditmarkt

1.1 Allgemeine Deckungsmittel

1.1.1 Einnahmen aus Kreditmarktmitteln 
(Kapitel 13 25 Titel 325 61) ................................................................ 8 223,6 7 703,1

1.1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel
(Kapitel 13 25 Titel 325 62 und 326 62) ............................................. 8 223,6 7 703,1

1.1.3 Saldo (Nettokreditermächtigung nach § 3 Abs. 1 HG 2017/2018) ..... 0,0 0,0

1.2 Andere (zweckgebundene) Kredite

1.2.1 Einnahmen aus zweckgebundenen Krediten der Obergruppe 32 ...... —,— —,—

1.2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für zweckgebundene Kredite am
Kreditmarkt (Obergruppe 59 — einschließlich Ausgleichsforderungen) 0,1 0,1 0,1 0,1

Saldo (Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt) ................................................ 0,1 0,1

2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

2.1 Einnahmen aus Überschüssen ..................................................................... —,— —,—

2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen .................................................... —,— —,— —,— —,—

3. Rücklagenbewegung

3.1 Entnahmen aus Rücklagen .......................................................................... 589,8 290,9

3.2 Zuführungen an Rücklagen ......................................................................... 7,4 —582,4 6,8 —284,1

4. Finanzierungssaldo (Summe Nummern 1 bis 3) ................................................. —582,3 —284,0
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C. Kreditfinanzierungsplan
2017

in Mio. EUR
2018

in Mio. EUR

I.  Einnahmen aus Krediten (brutto)

1. aus Kreditmarktmitteln (Kapitel 13 25 Titel 325 61) .............................................................. 8 223,6 7 703,1

2. aus anderen Krediten der Obergruppen 31 und 32 ................................................................ 0,0 0,0

Summe I 8 223,6 7 703,1

II. Tilgungsausgaben für Kredite

1. für Kreditmarktmittel (Kapitel 13 25 Titel 325 62 und 326 62) .............................................. 8 223,6 7 703,1

2. für andere Kredite (Obergruppen 58 und 59) ......................................................................... 0,1 0,1

Summe II 8 223,7 7 703,2

III. Einnahmen aus Krediten (netto)

1. aus Kreditmarktmitteln (Abschnitt I Nr. 1 ./. Abschnitt II Nr. 1) ............................................ 0,0 0,0

2. aus anderen Krediten (Abschnitt I Nr. 2 ./. Abschnitt II Nr. 2) ............................................... —0,1 —0,1

Summe III (Summe I ./. Summe II) —0,1 —0,1
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Anlage 2
(zu § 6 Abs. 1)

Allgemeine Bestimmungen zu den Personalausgaben
für die Haushaltsjahre 2017 und 2018

(Allgemeine Bestimmungen 2017/2018)

1. Stellenveranschlagungen sowie Bindung an Stellenpläne,
Stellenübersichten und Bedarfsnachweise

(1) 1Das Finanzministerium ist ermächtigt, neue Stellen in
der jeweils erforderlichen Besoldungsgruppe auszubringen für

1. von ihren dienstlichen Tätigkeiten zu mindestens 50 Pro-
zent freigestellte Vertrauensleute der Schwerbehinderten,

2. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter, die
für die Dauer von mehr als einem Jahr nach § 20 des Beam-
tenstatusgesetzes (BeamtStG) vom 17. Juni 2008 (BGBl. I
S. 1010), geändert durch Artikel 15 Abs. 16 des Gesetzes
vom 5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), zugewiesen werden,
sofern für das Land hierdurch keine zusätzlichen finanzi-
ellen Belastungen entstehen,

3. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr als nationale
Sachverständige bei Einrichtungen der Europäischen Union
eingesetzt und zu diesem Zweck zugewiesen oder unter
Fortzahlung der Bezüge beurlaubt werden,

4. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die für die Dauer von mehr als einem Jahr für Tätigkeiten
im Zusammenhang mit der Erweiterung der Europäischen
Union zu anderen Dienstherren oder öffentlichen Einrich-
tungen abgeordnet, zugewiesen oder unter Fortzahlung der
Bezüge beurlaubt werden, sofern die Dienstbezüge in voller
Höhe erstattet werden,

5. Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter,
die im Rahmen eines CARE-Verfahrens zur Vermeidung
einer vorzeitigen Versetzung in den Ruhestand aus ge-
sundheitlichen Gründen auf einem anderen Dienstposten
eingesetzt werden, wenn eine Beschäftigung im bisherigen
Bereich aus in der Person liegenden Gründen nicht mög-
lich ist, für eine angemessene weitere Verwendung sonst
keine Planstelle zur Verfügung steht und die Wirtschaft-
lichkeit der Maßnahme im Einzelfall nachgewiesen ist.

2Die Stellen erhalten den Vermerk „künftig wegfallend nach Fort-
fall der Freistellungs-, Zuweisungs-, Abordnungs- bzw. Beur-
laubungsvoraussetzungen“. 3Entfallen diese Voraussetzungen,
so sind die Beamtinnen und Beamten oder Richterinnen und
Richter in eine freie oder die nächste frei werdende Stelle ih-
rer Besoldungsgruppe bei ihrer Verwaltung oder ihrem Ge-
richt einzuweisen. 4Mit der Einweisung entfällt die als „künftig
wegfallend“ ausgebrachte Stelle. 5Sofern durch die Ausbrin-
gung der Stellen die Gesamtzahl der besetzbaren Stellen und
die Summe der Personalausgaben im jeweiligen Einzelplan
nicht erhöht werden, gelten die Stellen bei Eintritt der Vor-
aussetzungen nach Satz 1 Nrn. 1 bis 4 als ausgebracht. 6In Fäl-
len nach Satz 1 Nr. 5 erhält der kw-Vermerk die Fassung „kw
mit Ablauf des TT.MM.JJJJ“.

(2) 1Für von ihren dienstlichen Tätigkeiten nach dem Nie-
dersächsischen Personalvertretungsgesetz in der Fassung vom
9. Februar 2016 (Nds. GVBl. S. 2) freigestellte Personalratsmit-
glieder können Stellen durch Ausbringung von Haushaltsver-
merken bereitgestellt werden. 2Für zu mindestens 50 Prozent
freizustellende Personalratsmitglieder gelten neue Stellen mit
entsprechendem Haushaltsvermerk als ausgebracht, wenn
sich dadurch die Gesamtzahl der besetzbaren Stellen und die
Summe der Personalausgaben im jeweiligen Einzelplan nicht
erhöhen. 3Die personalbewirtschaftenden Dienststellen sind
ermächtigt, bei einem Wechsel der Person des freigestellten
Personalratsmitglieds die ausgebrachte Stelle auch dann mit
dem neu freigestellten Personalratsmitglied zu besetzen, wenn
dieses einer anderen Besoldungsgruppe angehört; im nächs-
ten Haushaltsplan ist die Stelle wieder in der jeweils erforder-
lichen Besoldungsgruppe auszubringen.

2. Ausnahmen zu den §§ 17 und 49 LHO sowie Nummer 1
dieser Bestimmungen

(1) Nicht besetzt werden dürfen

1. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 2
sowie der Besoldungsgruppen A 14 und höher mit Beam-
tinnen oder Beamten der Besoldungsgruppen A 9 bis A 12
und der Besoldungsgruppe A 13, die sich nicht im zweiten
Einstiegsamt befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder
der Beamte 

a) die Bildungsvoraussetzungen für eine Einstellung im
zweiten Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2 erfüllt,

b) sich in einer Qualifizierung im Sinne des § 12 Abs. 2
Satz 1 Nr. 3 der Niedersächsischen Laufbahnverordnung
(NLVO) vom 30. März 2009 (Nds. GVBl. S. 118), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 8. September 2016
(Nds. GVBl. S. 177), oder einer entsprechenden lauf-
bahnrechtlichen Bestimmung befindet oder diese er-
folgreich abgeschlossen hat oder

c) gemäß § 13 Abs. 3 der Niedersächsischen Verordnung
über die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrich-
tung Bildung (NLVO-Bildung) vom 19. Mai 2010 (Nds.
GVBl. S. 218) ein Amt ohne Qualifizierung im Sinne
des § 12 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 NLVO erhalten kann, sowie

2. Stellen des zweiten Einstiegsamtes der Laufbahngruppe 1
sowie der Besoldungsgruppen A 7 und höher mit Beamtin-
nen oder Beamten der Besoldungsgruppen A 2 bis A 5 und
der Besoldungsgruppe A 6, die sich nicht im zweiten Ein-
stiegsamt befinden, es sei denn, dass die Beamtin oder der
Beamte sich in einer Qualifizierung im Sinne des § 12 Abs. 1
Nr. 2 NLVO oder einer entsprechenden laufbahnrecht-
lichen Bestimmung befindet oder diese erfolgreich abge-
schlossen hat.

(2) Abweichend von Absatz 1 und § 49 Abs. 3 LHO können
Stellen, die in das erste Einstiegsamt der Laufbahngruppe 2
gehoben werden oder worden sind, übergangsweise auch mit
Beamtinnen und Beamten der Laufbahngruppe 1 besetzt wer-
den, sofern diese den dazugehörigen Dienstposten schon vor
der Stellenhebung innegehabt haben. 

(3) 1Im Bedarfsfall dürfen innerhalb der einzelnen Kapitel
verwendet werden

1. nicht besetzte Stellen der planmäßigen Beamtinnen und
Beamten oder Richterinnen und Richter vorübergehend
für Beamtinnen und Beamte im Vorbereitungsdienst,

2. Stellen, deren Inhaber Grundwehrdienst oder dem Grund-
wehrdienst gleichgestellten Dienst leisten und Bezüge aus
dem Landeshaushalt nicht erhalten, für Beamtinnen und
Beamte im Vorbereitungsdienst.

2Die Besetzung richtet sich nach § 49 Abs. 3 Satz 1 LHO.

(4) 1Eine Kraft (Voll- oder Teilzeitkraft) darf anteilig auf
mehreren Stellen geführt werden. 2Jede Stelle darf mit einer
beliebigen Anzahl von Teilzeitkräften sowie Besetzungsantei-
len von Vollzeitkräften besetzt werden, soweit die sich aus
den Besetzungsanteilen ergebende regelmäßige durchschnitt-
liche Gesamtarbeitszeit die regelmäßige durchschnittliche Ar-
beitszeit einer vollbeschäftigten Kraft nicht übersteigt. 3Sofern
die Besetzung laufbahngruppenübergreifend erfolgt, darf sie
nur in der niedrigsten Laufbahngruppe erfolgen, aus der ein
Stellenanteil herangezogen wird.

(5) 1Begrenzt dienstfähige Beamtinnen und Beamte sowie
Richterinnen und Richter werden bei gemäß § 27 BeamtStG
herabgesetzter Arbeitszeit nach dem Umfang der verbleiben-
den Arbeitszeit auf einer entsprechenden Planstelle geführt.
2Von § 6 des Bundesbesoldungsgesetzes (BBesG) in der bis
zum 31. August 2006 geltenden Fassung vom 6. August 2002
(BGBl. I S. 3020), zuletzt geändert durch Artikel 3 Abs. 4 des
Gesetzes vom 12. Juli 2006 (BGBl. I S. 1466), abweichende Be-
soldungszahlungen gemäß § 72 a Abs. 1 und 2 BBesG bleiben
bei der Berechnung der Inanspruchnahme der Planstelle un-
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berücksichtigt. 3Nach den Sätzen 1 und 2 freie Planstellenan-
teile können anderweitig besetzt werden.

(6) 1Das Kultusministerium wird ermächtigt, die in den Be-
reichen des allgemeinbildenden und des berufsbildenden Schul-
wesens bei den Kapiteln 07 10 bis 07 20 veranschlagten Stellen
für Lehrkräfte bei Bedarf abweichend von § 50 Abs. 2 LHO in-
nerhalb dieser Kapitel umzusetzen. 2Soweit es sich um nicht
nur vorübergehende Stellenumsetzungen handelt, sind diese
in den Stellenplänen des Haushaltsplans des nächsten Jahres
darzustellen.

(7) Für die Wahrnehmung der Aufgaben der Landesbediens-
teten, die während der Zeit der Mutterschutzfrist nicht be-
schäftigt werden dürfen, können entsprechende nichtbeam-
tete Ersatzkräfte eingestellt werden.

3. Ausbringung von Leerstellen und Stellen für ehemalige
Abgeordnete, Gewährleistungsentscheidungen

(1) 1Sind planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richte-
rinnen und Richter des Landes länger als ein Jahr unter Wegfall
der Bezüge beurlaubt und besteht ein unabweisbares Bedürf-
nis, diese Planstelle neu zu besetzen, so kann die stellenbe-
wirtschaftende Dienststelle für diese Bediensteten im Kapitel
der jeweiligen Dienststelle eine Leerstelle der bisherigen Be-
soldungsgruppe mit dem Vermerk „künftig wegfallend“ aus-
bringen. 2Entsprechendes gilt, wenn

1. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter des Landes in die Landesregierung berufen
werden,

2. planmäßige Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter zu Präsidentinnen und Präsidenten oder Vize-
präsidentinnen und Vizepräsidenten von staatlichen Hoch-
schulen ernannt werden.

3Bei Beurlaubungen nach § 62 des Niedersächsischen Beam-
tengesetzes (NBG) vom 25. März 2009 (Nds. GVBl. S. 72), zu-
letzt geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 26. Oktober
2016 (Nds. GVBl. S. 226), oder § 7 Abs. 1 des Niedersächsischen
Richtergesetzes vom 21. Januar 2010 (Nds. GVBl. S. 16), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Februar
2016 (Nds. GVBl. S. 38), sowie bei Elternzeit — im Bereich der
allgemeinbildenden und der berufsbildenden Schulen auch bei
Beurlaubungen nach § 64 NBG — gilt Satz 1 mit der Maßgabe,
dass eine Leerstelle auch bei kürzerer Beurlaubungsdauer aus-
gebracht werden kann. 4Im Bereich der allgemeinbildenden
und der berufsbildenden Schulen können die Leerstellen bei
Beurlaubungen nach den §§ 62 und 64 NBG sowie bei Eltern-
zeit ohne den Vermerk „künftig wegfallend“ ausgebracht werden.

(2) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter nach dem Ende der Beurlaubung wieder mit
Dienstbezügen oder entsprechend den ihnen auf Dauer über-
tragenen Ämtern verwendet, so sind sie in eine freie oder in
die nächste frei werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe
bei ihrer Verwaltung — Richterinnen und Richter bei ihrem
Gericht — einzuweisen; mit der Einweisung fällt die Leerstelle
weg. 2Bis zur Einweisung in eine freie Planstelle sind sie auf
Leerstellen zu führen. 3Solange sie auf der Leerstelle mangels
freier Planstelle geführt werden müssen, dürfen die hierdurch
entstehenden Mehrausgaben abweichend von § 37 Abs. 1 LHO
ohne besondere Einwilligung des Finanzministeriums über-
planmäßig geleistet werden. 4Soweit es im Einzelfall erforder-
lich ist, nach Rückkehr der Leerstelleninhaberinnen oder
Leerstelleninhaber die Bezüge vorübergehend aus der Leer-
stelle zu zahlen, sind die hierdurch entstehenden Mehraus-
gaben im Rahmen der Personalausgaben der Hauptgruppe 4
(außerhalb von Ansätzen in Titelgruppen) einzusparen. 5Die
Einsparauflage gilt nicht für Leerstellen, die im Haushaltsplan
für die Durchführung gemeinsamer Berufungsverfahren der
staatlichen Hochschulen ausgewiesen sind.

(3) 1Soweit für die Wiederverwendung von Beamtinnen
und Beamten oder Richterinnen und Richtern des Landes, de-
ren Rechte und Pflichten aus dem Dienstverhältnis aufgrund
ihrer Wahl in die Volksvertretung eines Landes, in den Deut-

schen Bundestag oder in das Europäische Parlament nach
§ 69 Abs. 2 Satz 1 NBG oder nach § 5 Abs. 1 des Abgeordne-
tengesetzes (AbgG) in der Fassung vom 21. Februar 1996
(BGBl. I S. 326), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes
vom 11. Juli 2014 (BGBl. I S. 906), ruhen und die nach § 69
Abs. 2 Satz 1 NBG oder nach § 6 AbgG wieder in das Beamten-
oder Richterverhältnis zu übernehmen sind, eine freie Plan-
stelle ihrer früheren Besoldungsgruppe nicht zur Verfügung
steht, kann das Finanzministerium im Kapitel der jeweiligen
Dienstbehörde die hierfür erforderliche Stelle mit dem Vermerk
„künftig wegfallend“ ausbringen. 2Satz 1 gilt entsprechend für
Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und Richter des
Landes, deren Rechte und Pflichten aus dem Beamtenverhält-
nis auf Lebenszeit oder aus dem Richterverhältnis auf Lebens-
zeit nach § 5 Abs. 4 NBG oder § 124 NBG ruhen, soweit ein
solches Beamtenverhältnis oder Richterverhältnis nach Been-
digung eines Beamtenverhältnisses auf Zeit oder auf Probe
nach § 5 Abs. 1 bis 3 NBG oder § 124 NBG wieder auflebt. 3Die
in diesen Stellen wieder verwendeten Beamtinnen und Beam-
ten oder Richterinnen und Richter sind in die nächste frei
werdende Planstelle ihrer Besoldungsgruppe bei ihrer Verwal-
tung oder bei ihrem Gericht einzuweisen. 4Mit der Einwei-
sung fällt die als „künftig wegfallend“ ausgebrachte Stelle
weg. 5Absatz 2 Satz 3 gilt entsprechend.

(4) Die Ausbringung der Stellen ist im nächsten Haushalts-
plan darzustellen.

(5) Die Absätze 1 bis 4 finden für Beamtinnen und Beamte
im Vorbereitungsdienst entsprechende Anwendung.

(6) 1Werden Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen
und Richter unter Wegfall ihrer Bezüge zur Ausübung einer
Beschäftigung in einem anderen Rechtsverhältnis bei einem
anderen Dienstherrn oder Arbeitgeber des öffentlichen Diens-
tes oder einem privaten Arbeitgeber beurlaubt, so werden die
obersten Dienstbehörden ermächtigt, für die Beurlaubungszeit
einen förmlichen Gewährleistungsbescheid nach § 5 Abs. 1
Satz 1 des Sechsten Buchs des Sozialgesetzbuchs in der Fassung
vom 19. Februar 2002 (BGBl. I S. 754, 1404, 3384), zuletzt ge-
ändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 11. November 2016
(BGBl. I S. 2500), zu erteilen. 2Diese Ermächtigung umfasst
auch allgemeine Gewährleistungsentscheidungen für bestimmte
Fallgruppen und Gewährleistungsentscheidungen für eine
Zweitbeschäftigung bei einem anderen Arbeitgeber.

4. Wiederbesetzung freier Stellen

Aus Gründen des § 21 BeamtStG freie oder frei werdende
Planstellen der Besoldungsgruppe A 15 und höher dürfen erst
nach Unterrichtung des Ausschusses für Haushalt und Finan-
zen des Landtages wieder besetzt werden, soweit dieser nicht
darauf verzichtet hat oder verzichtet.

5. Umwandlung der Stellen für Schulleiterinnen und Schul-
leiter oder deren Vertreterinnen und Vertreter bei sinken-
den Schülerzahlen

1Sind oder werden im Bereich des Einzelplans 07 Stellen
der Schulleiterinnen und Schulleiter oder ihrer Vertreterin-
nen oder Vertreter frei und ist die Zahl der Schülerinnen und
Schüler an dieser Schule so weit zurückgegangen, dass das
der bisherigen Stelleninhaberin oder dem bisherigen Stellen-
inhaber übertragen gewesene Amt zu hoch eingestuft war, so
sind sie in Stellen umzuwandeln, die dem Amt entsprechen,
das den künftigen Stelleninhaberinnen oder Stelleninhabern
nach den besoldungsrechtlich maßgebenden Schülerzahlen
zu übertragen ist. 2Satz 1 ist nicht anzuwenden, wenn begrün-
dete Aussicht besteht, dass die Schülerzahl an der Schule den
Schwellenwert innerhalb von drei Jahren voraussichtlich wie-
der übersteigen wird. 3In Fällen, in denen die Schülerzahl so
weit gesunken ist, dass die Funktion der Stellvertreterin oder
des Stellvertreters einer Schulleiterin oder eines Schulleiters
besoldungsrechtlich kein herausgehobenes Amt mehr trägt,
ist die frei werdende Stelle in eine dem Einstiegsamt, das ge-
mäß § 5 NLVO-Bildung der Lehrbefähigung für das Lehramt
der jeweiligen Schulform zugeordnet ist, entsprechende Stelle
umzuwandeln; Satz 2 ist entsprechend anzuwenden.
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6. Umsetzung der Altersteilzeit

(1) 1Für Beamtinnen und Beamte oder Richterinnen und
Richter, die nach § 63 NBG oder § 4 f des Niedersächsischen
Richtergesetzes in der bis zum 31. Januar 2010 geltenden Fas-
sung Altersteilzeit in Anspruch nehmen, gilt Folgendes: 2Für
die gesamte Dauer der Altersteilzeit gelten die Planstelle und
das Beschäftigungsvolumen mit einem Anteil von 50 Prozent
als besetzt. 3Bei Teilzeitbeschäftigten ist der als besetzt geltende
Anteil der Planstelle sowie des Beschäftigungsvolumens ent-
sprechend der festgelegten durchschnittlichen Arbeitszeit zu
verringern. 4Der nach der Altersteilzeitzuschlagsverordnung
in der Fassung vom 23. August 2001 (BGBl. I S. 2239), zuletzt
geändert durch Artikel 15 Abs. 38 des Gesetzes vom
5. Februar 2009 (BGBl. I S. 160), zu gewährende Altersteilzeit-
zuschlag ist aus Titel 422 19 zu zahlen. 5Die Mehrausgaben
nach Satz 4 sind durch personalwirtschaftliche Maßnahmen
(z. B. verzögerte Wiederbesetzungen/Beförderungen) oder Ein-
sparungen, die sich aus einer Ersatzeinstellung (z. B. geringere
Bezüge wegen jüngeren Lebensalters, unterwertige Beschäfti-
gung) ergeben, auszugleichen. 6Satz 5 gilt auch in Bereichen
ohne Personalkostenbudgets; in diesen Fällen ist der Aus-
gleich gegenüber dem Finanzministerium nachzuweisen.
7Wird die Altersteilzeit im Blockmodell gewährt (Aufteilung
in eine Arbeits- und eine Freistellungsphase), so sind wäh-
rend der Arbeits- und der Freistellungsphase 50 Prozent der
Planstelle, des Beschäftigungsvolumens und ein entsprechen-
der Anteil des Personalkostenbudgets gesperrt. 8Die gesperr-
ten Budgetanteile sind nach den vom Finanzministerium
hierfür festgelegten Durchschnittssätzen zu berechnen. 9Bei
Teilzeitkräften ist der Prozentsatz entsprechend der festgeleg-
ten durchschnittlichen Arbeitszeit zu verringern. 10Eine Wie-
derbesetzung während der Freistellungsphase ist zulässig,
wenn zeitgleich eine entsprechende andere Stelle einschließ-
lich Beschäftigungsvolumen und entsprechendem Budgetan-
teil eingespart wird. 11Ab diesem Zeitpunkt ist die Sperre nach
Satz 7 aufgehoben. 12Als entsprechende andere Stelle gilt auch
eine bis zu zwei Besoldungsgruppen niedrigere Planstelle oder
vergleichbare Beschäftigungsmöglichkeit im Tarifbereich. 13Wird
die Planstelle bis zur Beendigung der Altersteilzeit nicht wie-
derbesetzt, so ist sie zu diesem Zeitpunkt in Abgang zu stellen
sowie das Beschäftigungsvolumen einschließlich des entspre-
chenden Budgetanteils zu mindern. 14Wird die Altersteilzeit
als durchgehende Teilzeitbeschäftigung gewährt, so sind die
frei werdenden Anteile der Planstelle sowie die entsprechen-
den Anteile am Beschäftigungsvolumen und dem Budget für

die gesamte Dauer der Altersteilzeit gesperrt. 15Nach Beendi-
gung der Altersteilzeit ist die Planstelle oder eine entspre-
chende andere Stelle (bei Teilzeitkräften der Stellenanteil) in
Abgang zu stellen sowie das Beschäftigungsvolumen ein-
schließlich des entsprechenden Budgetanteils zu mindern.
16Satz 12 gilt entsprechend.

(2) 1Beschäftigungsvolumen und Budget von Beschäftigten
im Tarifbereich, deren regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit
aufgrund des Tarifvertrags zur Regelung der Altersteilzeit
(TV-ATZ) vom 5. Mai 1998, zuletzt geändert durch Ände-
rungstarifvertrag Nr. 2 vom 30. Juni 2000, auf die Hälfte ihrer
bisherigen wöchentlichen Arbeitszeit vermindert wird, gelten
bei Vollbeschäftigten mit einem Anteil in Höhe von 70 Pro-
zent als besetzt. 2Der verbleibende Anteil von 30 Prozent steht
für Ersatzeinstellungen zur Verfügung. 3Bei Teilzeitbeschäf-
tigten verändern sich die vorgenannten Anteile entsprechend
der Reduzierung der Arbeitszeit. 4Sofern die Bundesagentur
für Arbeit Leistungen nach § 4 Abs. 1 des Altersteilzeitgeset-
zes vom 23. Juli 1996 (BGBl. I S. 1078), zuletzt geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli 2016 (BGBl. I S. 1710), ge-
währt, erhöht sich für diesen Zeitraum der besetzbare Anteil
um 20 Prozent der Beschäftigungsmöglichkeit im Tarifbe-
reich. 5Wird die Altersteilzeit in eine Arbeits- und eine Frei-
zeitphase aufgeteilt (Blockmodell), so ist der besetzbare Anteil
von 30 Prozent während der Arbeitsphase gesperrt. 6Dieser
Anteil wird dem besetzbaren Anteil in der Freizeitphase hin-
zugerechnet, sodass dann ein besetzbarer Anteil von insge-
samt 60 Prozent für Ersatzeinstellungen zur Verfügung steht.
7Die erforderlichen Haushaltsmittel gelten insoweit als zuge-
wiesen. 8Für den Zeitraum der Gewährung von Leistungen
nach § 4 Abs. 1 des Altersteilzeitgesetzes erhöht sich der be-
setzbare Anteil um 40 Prozent. 9Bei Änderung des Erstat-
tungsverfahrens der Bundesagentur für Arbeit ändert sich der
Prozentsatz entsprechend. 10Die vorstehenden Regelungen
gelten entsprechend für Tarifbeschäftigte, die nicht in Berei-
chen mit Personalkostenbudgetierung beschäftigt sind, mit
der Maßgabe, dass die hierdurch nicht in Anspruch genom-
menen Mittel gesperrt sind. 11Diese Mittel sind übertragbar.
12Das Nähere bestimmt das Finanzministerium.

7. Wegfall- und Umwandlungsvermerke

Ausnahmen von § 47 LHO bedürfen der Einwilligung des
Finanzministeriums.
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Haushaltsbegleitgesetz 2017

Vom 15. Dezember 2016

Der Niedersächsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes 
über den Finanzausgleich

Das Niedersächsische Gesetz über den Finanzausgleich in
der Fassung vom 14. September 2007 (Nds. GVBl. S. 466), zu-
letzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 15. Septem-
ber 2016 (Nds. GVBl. S. 190), wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt.

bb) Es wird die folgende Nummer 6 angefügt:

„6. von weiteren 80 275 000 Euro ab dem Jahr 2018
aus dem Aufkommen des dem Land zustehen-
den und nach Anwendung der Nummer 1
Buchst. a beim Land verbleibenden Anteils an
der Umsatzsteuer.“

b) Satz 2 wird wie folgt geändert:

aa) Am Ende der Nummer 4 wird das Wort „und“ durch
ein Komma ersetzt.

bb) Am Ende der Nummer 5 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

cc) Es werden die folgenden Nummern 6 und 7 ange-
fügt:

„6. einen mit dem einheitlich durch Gesetz
festgelegten Vomhundertsatz nach Satz 1
Nr. 1 multiplizierten Betrag in Höhe von
405 000 000 Euro im Jahr 2017 zur anteiligen
Finanzierung der Entlastung von Ländern
und Kommunen im Zusammenhang mit der
Aufnahme, Unterbringung, Versorgung, Ge-
sundheitsversorgung und Integration von
Flüchtlingen einschließlich unbegleiteter min-
derjähriger Flüchtlinge sowie zur Verbesse-
rung der Kinderbetreuung und

7. einen mit dem einheitlich durch Gesetz festge-
legten Vomhundertsatz nach Satz 1 Nr. 1 multi-
plizierten Betrag in Höhe von 305 000 000 Euro
im Jahr 2018 zur anteiligen Finanzierung der
Entlastung von Ländern und Kommunen im
Zusammenhang mit der Aufnahme, Unter-
bringung, Versorgung, Gesundheitsversorgung
und Integration von Flüchtlingen einschließ-
lich unbegleiteter minderjähriger Flüchtlinge
sowie zur Verbesserung der Kinderbetreuung.“

2. Im Zweiten Teil erhält die Überschrift des Zweiten Ab-
schnitts folgende Fassung:

„Zins- und Tilgungshilfen“.

3. In § 14 b werden die Worte „des Sondervermögens“ gestri-
chen.

4. § 14 c erhält folgende Fassung:

„§ 14 c

Umlage, Auflösung des Sondervermögens 

(1) 1Das Land stellt nach Maßgabe des jeweiligen Lan-
deshaushalts für Zins- und Tilgungshilfen nach den
§§ 14 a und 14 b jährlich höchstens 70 Millionen Euro be-
reit. 2Das Land erhebt von den Landkreisen, den Gemein-
den, die nicht Mitgliedsgemeinden von Samtgemeinden

sind, und den Samtgemeinden nach Maßgabe des § 14 d
jährlich eine Umlage. 3Die Höhe der Umlage entspricht je-
weils insgesamt der Hälfte der Zins- und Tilgungshilfen
nach Satz 1.

(2) Das Sondervermögen ,Entschuldungsfonds‘ wird mit
Ablauf des 31. Dezember 2016 aufgelöst.“

5. § 14 e wird gestrichen.

6. § 24 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird gestrichen.

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 1 und wie folgt ge-
ändert:

Die Sätze 3 und 4 werden gestrichen.

c) Es wird der folgende neue Absatz 2 angefügt:

„(2) 1Übersteigt im Haushaltsjahr 2016, 2017 oder
2018 das dem Land zustehende Aufkommen an der
Umsatzsteuer für die in § 1 Abs. 1 Satz 2 Nrn. 5, 6 und 7
bezeichneten Aufgaben den dort jeweils für dasselbe
Jahr genannten Betrag, so verringert sich die Zuwei-
sungsmasse für das nächste Haushaltsjahr entspre-
chend. 2Im umgekehrten Fall erhöht sich die Zuwei-
sungsmasse für das nächste Haushaltsjahr entsprechend.“

Artikel 2

Änderung des Haushaltsbegleitgesetzes 2014

In Artikel 17 Abs. 2 Nr. 2 des Haushaltsbegleitgesetzes 2014
vom 16. Dezember 2013 (Nds. GVBl. S. 310) wird die Jahres-
zahl „2017“ durch die Jahreszahl „2022“ ersetzt.

Artikel 3

Änderung des Gesetzes über das
„Sondervermögen zur Nachholung von Investitionen

durch energetische Sanierung 
und Infrastruktursanierung von Landesvermögen

sowie zur Unterbringung von Flüchtlingen
in landeseigenen Gebäuden“

In § 4 Satz 2 des Gesetzes über das „Sondervermögen zur
Nachholung von Investitionen durch energetische Sanierung
und Infrastruktursanierung von Landesvermögen sowie zur
Unterbringung von Flüchtlingen in landeseigenen Gebäuden“
vom 11. Dezember 2013 (Nds. GVBl. S. 297), geändert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 13. Oktober 2015 (Nds. GVBl.
S. 252), wird die Jahreszahl „2018“ durch die Jahreszahl „2020“
ersetzt.

Artikel 4

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes
zur Ausführung des Zweiten Buchs des Sozialgesetzbuchs

und des § 6 b des Bundeskindergeldgesetzes

Das Niedersächsische Gesetz zur Ausführung des Zweiten
Buchs des Sozialgesetzbuchs und des § 6 b des Bundeskinder-
geldgesetzes vom 16. September 2004 (Nds. GVBl. S. 358), zu-
letzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezember
2015 (Nds. GVBl. S. 423), wird wie folgt geändert:

1. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Gebiet“ ein
Semikolon und die Worte „§ 16 Abs. 2 des Niedersäch-
sischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) fin-
det keine Anwendung“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 2 wird der Klammerzusatz „(NKomVG)“
gestrichen.
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2. In § 3 a Satz 1 werden nach dem Wort „Hannover“ die Worte
„und die Stadt Göttingen“ eingefügt.

3. § 4 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) Satz 1 erhält folgende Fassung:

„1Die kommunalen Träger (§ 1 Abs. 1 Satz 1) erhal-
ten von den Bundesmitteln nach § 46 Abs. 5 bis 10
SGB II jeweils einen Betrag, der den folgenden An-
teilen ihrer Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung (§ 22 Abs. 1 SGB II) entspricht:

a) 30,1 vom Hundert in den Jahren 2015 und 2016,

b) 33,8 vom Hundert im Jahr 2017,

c) 34,3 vom Hundert im Jahr 2018 und 

d) 36,6 vom Hundert ab dem Jahr 2019.“

bb) In Satz 2 wird die Verweisung „§ 46 Abs. 8 SGB II“
durch die Verweisung „§ 46 Abs. 11 SGB II“ er-
setzt.

b) Es wird der folgende neue Absatz 2 eingefügt:

„(2) 1Über die Erstattung nach Absatz 1 hinaus erhal-
ten die kommunalen Träger (§ 1 Abs. 1 Satz 1) für die
Jahre 2016 bis 2018 einen Ausgleich aus Bundesmit-
teln für die in § 46 Abs. 10 Satz 3 SGB II genannten Leis-
tungen. 2Die Niedersachsen für das Jahr 2016 insoweit
zugewiesenen Bundesmittel werden auf die kommuna-
len Träger im Verhältnis der von ihnen im Jahr 2016
geleisteten Aufwendungen für Unterkunft und Hei-
zung (§ 22 Abs. 1 SGB II) verteilt. 3In den Jahren 2017
und 2018 erhalten die kommunalen Träger monatliche
Abschlagszahlungen in Höhe eines Vomhundertsatzes
ihrer monatlichen Aufwendungen für Unterkunft und
Heizung (§ 22 Abs. 1 SGB II). 4Der Vomhundertsatz
entspricht der Zahl der Prozentpunkte, die für Nieder-
sachsen durch Rechtsverordnung nach § 46 Abs. 10
Satz 1 Nr. 2 SGB II festgelegt sind, vermindert um 0,5.
5Bis zur Verkündung der Rechtsverordnung im Jahr
2017 beträgt der Vomhundertsatz 2,4. 6Die Abschlags-
zahlungen werden ab dem auf das Inkrafttreten der
Rechtsverordnung nach § 46 Abs. 10 Satz 1 Nr. 2 SGB II
folgenden Monat angepasst. 7Die Niedersachsen end-
gültig zugewiesenen Bundesmittel für die Jahre 2017
und 2018, deren Höhe sich aus der rückwirkenden An-
passung des Prozentpunktewertes in der Rechtsverord-
nung für das jeweilige Vorjahr ergibt, sind unter Ein-
beziehung der bereits geleisteten Abschlagszahlungen
(Satz 3) in dem Verhältnis auf die kommunalen Träger
zu verteilen, das ihrem Anteil an den Leistungen nach
§ 46 Abs. 10 Satz 3 SGB II in dem jeweiligen Vorjahr
nach Maßgabe statistischer Daten der Bundesagentur
für Arbeit entspricht.“

c) Die bisherigen Absätze 2 und 3 werden Absätze 3 und 4.

d) Der neue Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden nach dem Wort „Hannover“ die
Worte „und die Stadt Göttingen“ eingefügt und die
Verweisung „§ 46 Abs. 5 bis 7 SGB II“ wird durch
die Verweisung „§ 46 Abs. 5 bis 10 SGB II“ ersetzt.

bb) In Satz 2 werden nach den Worten „an die“ die
Worte „in Satz 1 genannten“ eingefügt.

cc) In Satz 3 werden nach dem Wort „den“ die Worte
„in Satz 1 genannten“ eingefügt und die Angabe
„und 5“ durch die Angabe „bis 8“ ersetzt.

dd) Es wird der folgende neue Satz 4 eingefügt:

„4Die Stadt Göttingen erhält monatliche Abschlags-
zahlungen in Höhe von 80 vom Hundert ihrer
durchschnittlichen monatlichen Ausgaben im Vor-
vorjahr für die in § 3 a genannten Leistungen.“

ee) Der bisherige Satz 4 wird durch die folgenden neuen
Sätze 5 bis 7 ersetzt:

„5Die übrigen in Satz 1 genannten kommunalen
Träger erhalten monatliche Abschlagszahlungen
in Höhe eines Vomhundertsatzes ihrer jeweiligen
monatlichen Leistungen für Unterkunft und Hei-
zung nach § 22 Abs. 1 SGB II. 6Der Vomhundert-
satz entspricht der Zahl der Prozentpunkte, die für
Niedersachsen durch Rechtsverordnung nach § 46
Abs. 10 Satz 1 Nr. 1 SGB II festgelegt sind, vermin-
dert um 0,5. 7Solange für das maßgebliche Jahr die
Prozentpunkte noch nicht festgelegt sind, sind die
Prozentpunkte des Vorjahres, vermindert um 0,5,
maßgeblich; die Abschlagszahlungen werden ab
dem auf das Inkrafttreten der Rechtsverordnung
nach § 46 Abs. 10 Satz 1 Nr. 1 SGB II folgenden
Monat angepasst.“

ff) Der bisherige Satz 5 wird Satz 8 und erhält folgende
Fassung:

„8Die Unterschiedsbeträge zwischen den Abschlags-
zahlungen nach den Sätzen 4 bis 7 und den ge-
samten Zweckausgaben des abgeschlossenen Vor-
jahres (§ 46 Abs. 10 Satz 2 SGB II) für die Aufga-
ben nach Satz 1 sind nach der Verkündung der
Rechtsverordnung nach § 46 Abs. 10 Satz 1 Nr. 1
SGB II unverzüglich auszugleichen.“

e) Der neue Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) 1Die in Absatz 2 Satz 1 genannten kommunalen
Träger übermitteln der zuständigen Behörde bis zum
15. März des jeweiligen Jahres die Anzahl der Leis-
tungsberechtigten und der Bewilligungen sowie die
Höhe der Aufwendungen für die Leistungen nach § 28
SGB II und § 6 b BKGG im Vorjahr. 2Werden die Anga-
ben nach Satz 1 nach dem genannten Stichtag übermit-
telt, so wird die Abrechnung dieser Aufwendungen in
den Ausgleich nach Absatz 3 Satz 8 des Folgejahres
einbezogen. 3Das für Soziales zuständige Ministerium
oder die von ihr beauftragte Behörde kann überprüfen,
ob die Ausgaben begründet und belegt sind und den
Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
entsprechen. 4Die Niedersachsen nach der Sonderbun-
desbeteiligungs-Festlegungsverordnung 2014 vom 9. De-
zember 2014 (BGBl. I S. 2004) für das Jahr 2014 zuge-
wiesenen Bundesmittel in Höhe von 1 510 128,73 Euro
werden auf die kommunalen Träger (§ 1 Abs. 1 Satz 1)
im Verhältnis der von ihnen im Jahr 2014 geleisteten
Aufwendungen für Unterkunft und Heizung nach § 22
Abs. 1 SGB II verteilt.“

f) Es wird der folgende Absatz 5 angefügt:

„(5) Sofern durch Rechtsverordnung des Bundes
nach § 46 Abs. 10 Satz 1 Nr. 3 SGB II die Beteiligungs-
quote für Niedersachsen abgesenkt wird, ist das für So-
ziales zuständige Ministerium ermächtigt, durch Ver-
ordnung die in Absatz 1 Satz 1 genannten Prozent-
punktesätze in Höhe der für Niedersachsen durch die
Rechtsverordnung des Bundes neu festgesetzten und
rückwirkend angepassten Beteiligungsquote, vermin-
dert um 1,2 vom Hundert, jährlich für das Folgejahr
festzulegen und für das laufende Jahr rückwirkend an-
zupassen sowie in den Jahren 2018 und 2019 auch für
das jeweilige Vorjahr rückwirkend anzupassen.“

4. § 5 Abs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1 und wie folgt geän-
dert:

Die Worte „mit einem Zuschuss von jährlich 120,9 Mil-
lionen Euro“ werden gestrichen.

b) Es wird der folgende Satz 2 angefügt:

„2In den Jahren 2017 bis 2019 beträgt der Zuschuss
jährlich 142,8 Millionen Euro.“
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Artikel 5

Gesetz über das „Sondervermögen zur Sicherstellung 
der Krankenhausversorgung in Niedersachsen“

§ 1

Errichtung

1Das Land Niedersachsen errichtet ein zweckgebundenes,
nicht rechtsfähiges „Sondervermögen zur Sicherstellung der
Krankenhausversorgung in Niedersachsen“. 2Das Sonderver-
mögen ist von dem übrigen Vermögen des Landes getrennt zu
halten.

§ 2

Zweck des Sondervermögens

1Mit der Errichtung des Sondervermögens soll im Bereich
der Krankenhausversorgung der Nachholbedarf bei der Durch-
führung von Investitionen abgebaut und der Strukturwandel
im Krankenhauswesen gefördert werden. 2Das Sondervermö-
gen dient der Finanzierung von Zins- und Tilgungsleistungen
für Darlehen, die Träger von Plankrankenhäusern (§ 108 Nr. 2
des Fünften Buchs des Sozialgesetzbuchs) zur Durchführung
von Investitionen im Sinne des § 9 Abs. 1 des Krankenhaus-
finanzierungsgesetzes (KHG) in der Fassung vom 10. April
1991 (BGBl. I S. 886), zuletzt geändert durch Artikel 15 des
Gesetzes vom 11. November 2016 (BGBl. I S. 2500), verwen-
den.

§ 3

Finanzierung

(1) 1Das Land führt dem Sondervermögen in den Jahren 2017
und 2042 einen Betrag in Höhe von jeweils 16 000 000 Euro
und in den Jahren 2018 bis 2041 einen Betrag in Höhe von
jährlich 32 000 000 Euro zu. 2Die jährlichen Zuführungsbeträ-
ge werden entsprechend § 2 des Niedersächsischen Kranken-
hausgesetzes anteilig von den dort genannten Kommunen
aufgebracht.

(2) Soweit ein Krankenhausträger aus dem Sondervermögen
erhaltene Fördermittel zu erstatten hat, fließen diese dem
Sondervermögen zu.

§ 4

Zweckbindung

1Das Sondervermögen darf nur zur Finanzierung von Zins-
und Tilgungsleistungen für Darlehen im Zusammenhang mit
Investitionsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1 KHG verwendet wer-
den, die 

1. der Zusammenlegung von Standorten oder Betriebsstätten,

2. der Sicherstellung der Daseinsvorsorge im ländlichen Raum,

3. dem Ausbau von überregionalen Leistungsschwerpunkten
oder

4. der sonstigen Verbesserung von Versorgungsstrukturen

dienen. 2Ein Rechtsanspruch auf eine Finanzierung aus dem
Sondervermögen besteht nicht.

§ 5

Fördervoraussetzungen

Voraussetzung für eine Finanzierung aus dem Sonderver-
mögen ist, dass

1. der Antrag auf Bewilligung von Fördermitteln nach § 9
Abs. 1 KHG vor dem 1. Juli 2016 gestellt wurde,

2. die Finanzierung aus dem Sondervermögen vor dem 1. April
2017 beantragt wird,

3. das für die Krankenhausversorgung zuständige Ministe-
rium als Bewilligungsbehörde der Verwendung eines Dar-
lehens nach § 6 Abs. 1 Satz 2 des Niedersächsischen Kran-
kenhausgesetzes (NKHG) vom 19. Januar 2012 (Nds. GVBl.
S. 2), geändert durch Gesetz vom 14. Juli 2015 (Nds. GVBl.
S. 148), zustimmt,

4. die Investitionsmaßnahme in ein Investitionsprogramm
nach § 5 NKHG aufgenommen wird und

5. sich die Laufzeit der zu fördernden Darlehen und die Sum-
me der dafür aufzubringenden Jahresbeträge im Rahmen
der Laufzeit des Sondervermögens und seiner jeweiligen
Höhe halten.

§ 6

Verwaltung

(1) 1Das Sondervermögen wird von dem für die Kranken-
hausversorgung zuständigen Ministerium verwaltet. 2Das Mi-
nisterium kann die Verwaltung ganz oder teilweise auf Dritte
übertragen.

(2) 1Für das Bewilligungsverfahren gelten die bundes- und
landesgesetzlichen Bestimmungen über die Förderung von In-
vestitionsmaßnahmen nach § 9 Abs. 1 Nr. 1 KHG. 2Soweit die
Besonderheiten einer Darlehensfinanzierung dies erfordern,
erlässt das für die Krankenhausversorgung zuständige Minis-
terium besondere Verwaltungsvorschriften.

§ 7

Übersicht und Nachweis

1Für jedes Haushaltsjahr wird eine Übersicht über die Ein-
nahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermächtigungen des
Sondervermögens erstellt. 2Diese Übersicht ist Bestandteil des
Haushaltsplans des Landes und wird als Kapitel 5052 im Ein-
zelplan 05 ausgewiesen. 3Am Schluss eines jeden Haushalts-
jahres wird der Haushaltsrechnung des Landes ein Nachweis
über die Einnahmen und Ausgaben sowie den Bestand des
Sondervermögens beigefügt.

§ 8

Auflösung des Sondervermögens

1Das Sondervermögen wird mit Ablauf des 31. Dezember
2042 aufgelöst. 2Mittel des Sondervermögens, die bis zum
31. Dezember 2042 nicht für Zwecke gemäß § 4 verausgabt
werden, sind entsprechend den jeweiligen Mitfinanzierungs-
anteilen an den Landeshaushalt und die in § 1 Satz 1 NKHG
genannten Kommunen abzuführen.

Artikel 6

Änderung des Niedersächsischen Tariftreue- 
und Vergabegesetzes

In § 3 Abs. 2 des Niedersächsischen Tariftreue- und Verga-
begesetzes vom 31. Oktober 2013 (Nds. GVBl. S. 259), geän-
dert durch Gesetz vom 8. Juni 2016 (Nds. GVBl. S. 103), wird
die Angabe „7. Januar 2016 (BAnz AT 19.01.2016 B3)“ durch
die Angabe „22. Juni 2016 (BAnz AT 01.07.2016 B4)“ ersetzt.

Artikel 7

Änderung des Gesetzes
über finanzielle Leistungen des Landes

wegen der Einführung der inklusiven Schule

Das Gesetz über finanzielle Leistungen des Landes wegen
der Einführung der inklusiven Schule vom 12. November 2015
(Nds. GVBl. S. 313) wird wie folgt geändert:

1. Der Überschrift des § 1 werden die Worte „für öffentliche
Schulen“ angefügt.
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2. Es wird der folgende neue § 2 eingefügt:

„§ 2

Sachkosten für Ersatzschulen
sowie für Ergänzungsschulen in den Fällen

der §§ 160 und 161 des Niedersächsischen Schulgesetzes

(1) Für die mit der Einführung der inklusiven Schule an
Ersatzschulen sowie an Ergänzungsschulen in den Fällen
der §§ 160 und 161 des Niedersächsischen Schulgesetzes
(NSchG), ausgenommen Förderschulen, verbundenen Kos-
ten gewährt das Land den Schulträgern einen finanziellen
Ausgleich nach den Absätzen 2 bis 4.

(2) 1Der finanzielle Ausgleich wird als jährliche Pau-
schale gewährt. 2Die Pauschale berechnet sich nach der
Anzahl der Schülerinnen und Schüler im Primarbereich
und im Sekundarbereich I des Schulträgers an seinen im
Land Niedersachsen geführten Schulen, ausgenommen
Förderschulen. 3Dabei wird der pro Schülerin oder Schü-
ler nach § 1 Abs. 2 und 3 ermittelte schülerbezogene Be-
trag für das entsprechende Haushaltsjahr zugrunde gelegt.
4Die Pauschale nach Satz 1 wird erstmals im Haushaltsjahr
2017 für die Jahre 2015, 2016 und 2017 gezahlt.

(3) Bei Ersatzschulen sind die Schülerzahlen der Schul-
statistik am Stichtag des Vorjahres für die Berechnung im
jeweiligen Haushaltsjahr maßgeblich.

(4) 1Schulträgern von Ergänzungsschulen nach den
§§ 160 und 161 NSchG wird die Pauschale auf Antrag ge-
währt. 2Ein Antrag ist zum 1. Oktober eines Jahres für das
folgende Haushaltsjahr zu stellen. 3Für die Jahre 2015, 2016
und 2017 ist der Antrag bis zum 1. März 2017 zu stellen.

(5) 1Die Pauschale nach den Absätzen 1 bis 4 wird zum
20. Juni eines jeden Jahres durch die Niedersächsische
Landesschulbehörde gezahlt. 2Die §§ 19 und 20 Abs. 1
Satz 1 und Abs. 2 Sätze 1 und 2 des Niedersächsischen Ge-
setzes über den Finanzausgleich gelten entsprechend.“

3. Die bisherigen §§ 2 und 3 werden §§ 3 und 4.

Artikel 8

Änderung des
Niedersächsischen Glücksspielgesetzes

Das Niedersächsische Glücksspielgesetz vom 17. Dezember
2007 (Nds. GVBl. S. 756), zuletzt geändert durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 16. Dezember 2014 (Nds. GVBl. S. 429), wird
wie folgt geändert:

1. In § 1 Abs. 4 Satz 2 wird die Verweisung „§ 14 Abs. 2 Nr. 8
und Abs. 4 Nr. 8“ durch die Verweisung „§ 2 Abs. 1 Nr. 2
und Abs. 3 Nr. 2 des Niedersächsischen Gesetzes zur För-
derung der freien Wohlfahrtspflege“ ersetzt.

2. In § 13 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 wird die Zahl „24“ durch die
Angabe „24,22“ ersetzt.

3. § 14 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 4 Buchst. a und b wird jeweils die Ver-
weisung „§ 20 Abs. 1, 3 und 4“ durch die Verwei-
sung „§ 20 Abs. 1, 4 und 5“ ersetzt.

bb) In Nummer 5 Buchst. a und b wird jeweils die Ver-
weisung „§ 20 Abs. 2 bis 4“ durch die Verweisung
„§ 20 Abs. 2, 4 und 5“ ersetzt.

cc) Am Ende der Nummer 7 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

dd) Es wird die folgende Nummer 8 angefügt:

„8. 1 000 000 Euro der Niedersächsischen Lotto-
Sport-Stiftung nach Maßgabe des § 20 Abs. 3,
4 und 5.“

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert:

aa) Im einleitenden Satzteil wird die Angabe „146,3“
durch die Angabe „147,3“ ersetzt.

bb) Am Ende der Nummer 7 wird ein Komma ange-
fügt.

cc) Es wird die folgende Nummer 8 angefügt:

„8. 2,1 vom Hundert an die Niedersächsische
Lotto-Sport-Stiftung.“

c) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „Nrn. 6 und 7“
durch die Angabe „Nrn. 6 bis 8“ ersetzt.

4. § 20 wird wie folgt geändert:

a) Es wird der folgende neue Absatz 3 eingefügt:

„(3) Die Niedersächsische Lotto-Sport-Stiftung hat
die Finanzhilfe nach § 14 Abs. 2 Nr. 8 und Abs. 4 Nr. 8
zur Förderung von Projekten zugunsten des Sports und
der Integration zu verwenden.“

b) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Absätze 4 und 5.

c) Im neuen Absatz 4 wird die Verweisung „§ 14 Abs. 2
Nrn. 4 bis 6“ durch die Verweisung „§ 14 Abs. 2 Nrn. 4
bis 6 und 8“ ersetzt.

d) Im neuen Absatz 5 wird die Verweisung „§ 14 Abs. 2
Nrn. 4 bis 6“ durch die Verweisung „§ 14 Abs. 2 Nrn. 4
bis 6 und 8“ ersetzt.“

Artikel 9

Änderung des
Niedersächsischen Sportfördergesetzes

In § 3 Abs. 2 des Niedersächsischen Sportfördergesetzes
vom 7. Dezember 2012 (Nds. GVBl. S. 544) wird die Angabe
„146,3“ durch die Angabe „147,3“ ersetzt.

Artikel 10

Änderung des Niedersächsischen Gesetzes
zur Förderung der Freien Wohlfahrtspflege

In § 2 Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes zur Förderung
der Freien Wohlfahrtspflege vom 16. Dezember 2014 (Nds.
GVBl. S. 429) wird die Zahl „146 300 000“ durch die Zahl
„147 300 000“ ersetzt.

Artikel 11

Änderung des
Niedersächsischen Verwaltungskostengesetzes

Das Niedersächsische Verwaltungskostengesetz in der Fas-
sung vom 25. April 2007 (Nds. GVBl. S. 172), zuletzt geändert
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 17. September 2015 (Nds.
GVBl. S. 186), wird wie folgt geändert:

1. § 2 Abs. 3 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden nach dem Wort „Katasterverwal-
tung“ ein Komma und die Worte „einschließlich Amts-
handlungen des Kampfmittelbeseitigungsdienstes“ ein-
gefügt.

b) Am Ende der Nummer 6 wird der Punkt durch ein
Komma ersetzt.

c) Es wird die folgende Nummer 7 angefügt:

„7. bei Amtshandlungen des Landesbetriebs Mess- und
Eichwesen Niedersachsen.“

2. § 16 wird gestrichen.

Artikel 12

Änderung des Gesetzes
über das Landesblindengeld für Zivilblinde

Das Gesetz über das Landesblindengeld für Zivilblinde in
der Fassung vom 18. Januar 1993 (Nds. GVBl. S. 25), zuletzt
geändert durch Gesetz vom 11. Dezember 2013 (Nds. GVBl.
S. 302), wird wie folgt geändert:
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1. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Das Blindengeld beträgt 375 Euro je Monat.“

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „100“ durch die
Angabe „187,50“ ersetzt.

2. § 3 Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) Nach den Worten „des Sozialgesetzbuchs“ wird der
Klammerzusatz „(SGB XI)“ eingefügt.

b) Nummer 1 erhält folgende Fassung:

„1. in Fällen des Pflegegrades 2 mit 135 Euro sowie“.

c) Nummer 2 erhält folgende Fassung:

„2. in Fällen der Pflegegrade 3 bis 5 mit 165 Euro“.

3. § 10 erhält folgende Fassung:

„§ 10

Hat ein blinder Mensch vor dem 1. Januar 2017 sowohl
Blindengeld bezogen oder beantragt als auch Leistungen
bei häuslicher Pflege nach den §§ 36 bis 38 SGB XI bezo-
gen oder beantragt, so erfolgt bei der Bewilligung für die
Zeit ab dem 1. Januar 2017

1. bei blinden Menschen mit Leistungsansprüchen nach
§ 123 Abs. 2 SGB XI in der bis zum 31. Dezember 2016
geltenden Fassung, die ab dem 1. Januar 2017 dem
Pflegegrad 2 zugeordnet werden, abweichend von § 3
Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 keine Anrechnung auf das Blinden-
geld,

2. bei blinden Menschen mit Leistungsansprüchen nach
§ 123 Abs. 3 SGB XI in der bis zum 31. Dezember 2016
geltenden Fassung, die ab dem 1. Januar 2017 dem
Pflegegrad 3 zugeordnet werden, abweichend von § 3
Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 eine Anrechnung auf das Blinden-
geld gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1.“

Artikel 13

Änderung des
Niedersächsischen Finanzverteilungsgesetzes

§ 5 des Niedersächsischen Finanzverteilungsgesetzes in der
Fassung vom 13. September 2007 (Nds. GVBl. S. 461), zuletzt

geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 17. Dezember
2015 (Nds. GVBl. S. 423), erhält folgende Fassung:

„§ 5

Leistungen für Systembetreuung
und Verwaltungstätigkeit in Schulen

(1) 1Die Schulträger nach den §§ 102 und 195 des Nieder-
sächsischen Schulgesetzes erhalten vom Land für die War-
tung und Pflege der Computersysteme und -netzwerke in den
Schulen jährlich 11 000 000 Euro, davon 4 700 000 Euro für
die allgemeinbildenden Schulen und 6 300 000 Euro für die
berufsbildenden Schulen. 2Der Betrag für die allgemeinbilden-
den Schulen wird auf die Schulträger allgemeinbildender
Schulen nach der Zahl der Schülerinnen und Schüler an die-
sen Schulen und der Zahl der Kinder in Schulkindergärten
aufgeteilt. 3Der Betrag für die berufsbildenden Schulen wird
auf die Schulträger berufsbildender Schulen nach der Zahl
der Schülerinnen und Schüler an diesen Schulen aufgeteilt.
4Der Aufteilung werden die Schülerzahlen und die Zahl der
Kinder in Schulkindergärten am Stichtag der Schulstatistik
des Vorjahres zugrunde gelegt. 5Vom Land getragene Kosten
für die Systembetreuung bei berufsbildenden Schulen eines
Schulträgers werden von dem Betrag, der nach Satz 3 auf den
Schulträger der Schule entfällt, abgezogen.

(2) 1Die Schulträger nach Absatz 1 erhalten vom Land für
die Verwaltungstätigkeit in den öffentlichen allgemeinbilden-
den Schulen jährlich 8 000 000 Euro. 2Der Betrag wird auf die
Schulträger allgemeinbildender Schulen nach der Zahl der
Schülerinnen und Schüler an diesen Schulen und der Zahl
der Kinder in Schulkindergärten aufgeteilt. 3Der Aufteilung
werden die Schülerzahlen und die Zahl der Kinder in Schul-
kindergärten am Stichtag der Schulstatistik des Vorjahres zu-
grunde gelegt.

(3) Die Landesregierung überprüft die Leistungen nach den
Absätzen 1 und 2 bis zum 31. Dezember 2021.“

Artikel 14

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2017 in Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten Artikel 1 Nr. 4 und Ar-
tikel 2 am Tag nach der Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

Hannover, den 15. Dezember 2016

Der Präsident des Niedersächsischen Landtages

Bernd  B u s e m a n n

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet.

Der Niedersächsische Ministerpräsident

Stephan  W e i l
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V e r o r d n u n g
zur Änderung

der Niedersächsischen Kormoranverordnung

Vom 15. Dezember 2016

Aufgrund des § 45 Abs. 7 Satz 4 des Bundesnaturschutzge-
setzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt geändert
durch Artikel 19 des Gesetzes vom 13. Oktober 2016 (BGBl. I
S. 2258), in Verbindung mit § 6 Nr. 1 der Subdelegationsver-
ordnung vom 9. Dezember 2011 (Nds. GVBl. S. 487), zuletzt
geändert durch Verordnung vom 8. September 2016 (Nds.
GVBl. S. 176), wird verordnet:

Artikel 1

Die Niedersächsische Kormoranverordnung vom 9. Juni 2010
(Nds. GVBl. S. 255) wird wie folgt geändert:

1. In § 3 Abs. 1 Satz 2 werden nach dem Wort „werden“ ein
Semikolon und die Worte „dies gilt nicht für Tiere, die am
Brutgeschäft teilnehmen“ eingefügt.

2. § 7 wird wie folgt geändert:

a) Der bisherige Satz 1 wird einziger Satz.

b) Die Sätze 2 und 3 werden gestrichen.

3. § 8 erhält folgende Fassung:

„§ 8

Berichtspflichten

Wer von der Zulassung nach § 1 Abs. 1 Gebrauch ge-
macht hat, hat der Jagdbehörde bis zum 15. April eines je-
den Jahres über die im Vorjahr abgeschossenen Kormorane
schriftlich zu berichten und dabei

1. die Gesamtzahl der Abschüsse,

2. den Tag und die Uhrzeit, die Gemeinde, den Jagdbezirk
und das Gewässer oder den Teichwirtschaftsbetrieb der
einzelnen Abschüsse,

3. bei beringten Kormoranen die Aufschrift des Rings und

4. die Färbung des Tieres

anzugeben.“

4. § 9 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(2) Diese Verordnung tritt mit Ablauf des 31. Dezember
2019 außer Kraft.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 31. Dezember 2016 in Kraft.

Hannover, den 15. Dezember 2016

Niedersächsisches Ministerium
für Umwelt, Energie und Klimaschutz

W e n z e l
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